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News und Fakten zum Konjunktur- und Zukunftspaket der Bundesregierung  

(BStBK-Katalog zum Konjunkturpaket Stand: 21. August 2020) 
 

Der Koalitionsausschuss der Bundesregierung hat am 3. Juni 2020 Eckpunkte eines umfang-
reichen Konjunktur- und Zukunftspaketes „Corona-Folgen bekämpfen, Wohlstand 
sichern, Zukunftsfähigkeit stärken“ vorgelegt, mit dem die Folgen der Corona-Krise bewältigt 
werden sollen.  

Die gesetzliche Umsetzung der verschiedenen Konjunktur-Maßnahmen mit den Auswirkungen 
auf die Praxis in den Steuerberaterlanzleien und Mandantenunternehmen werden im BStBK 
Katalog zum Konjunkturpaket näher erläutert und von der Bundessteuerberaterkammer aktiv 
begeleitet. Daneben werden auch Fragen zu den Soforthilfen und zu aktuellen Entwicklungen 
im Zusammenhang mit der Corona-Krise in diesem Katalog beantwortet. 

Diese Zusammenstellung gibt die Auffassung der Bundessteuerberaterkammer unverbindlich 
wieder. Sie wird regelmäßig aktualisiert und soll den Berufsstand sowie die interessierte 
Öffentlichkeit ohne Anspruch auf Vollständigkeit und rechtliche Verbindlichkeit informieren.  

Der bisherige FAQ-Katalog zu den Soforthilfen des Bundes und der Länder der Bundessteuer-
beraterkammer wird nicht mehr fortgeführt. Er ist auf der BStBK-Homepage weiterhin abrufbar. 

Zusätzlich hat die BStBK einen „FAQ-Katalog und Checklisten zu den Überbrückungshilfen“ 
veröffentlicht. 

Aktuelle Entwicklungen 

14. August 2020 BStBK positioniert sich zum Referentenentwurf des JStG 2020  

➢ BStBK Stellungnahme 

13. August 2020 Überbrückungshilfen: Videobotschaft von BStBK-Präsident Prof. Dr. 
Schwab 

➢ Videobotschaft 

1. August 2020 Förderrichtlinie für das Bundesprogramm „Ausbildungsplätze sichern“ 
(Ausbildungsprämie) tritt in Kraft.  

Das Förderprogramm endet am 30. Juni 2021 und ist sowohl für die Nutzung in 
der eigenen Ausbildungskanzlei als auch für die Beratung der Mandantenunter-
nehmen relevant. 

31. Juli 2020 Die Antragsfrist für die Überbrückungshilfe wurde um einen Monat verlängert 
und endet nunmehr statt am 31. August 2020 erst am 30. September 2020. 

➢ https://www.ueberbrueckungshilfe-
unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Dokumente/FAQ/faqlist.html 

 

  

https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/neuigkeiten/FAQ_Katalog_CORONA_KRISE.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/neuigkeiten/FAQ_Katalog_CORONA_KRISE.pdf
https://www.bstbk.de/de/infothek?rid=831&cHash=26001d46418f15f2746b7d23e5865c35
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/stellungnahmen/BStBK_2020-026_2020-08-14_Stellgn_RefE_JStG_2020.pdf
https://www.youtube.com/watch?time_continue=130&v=4GJIaw2u7Fk&feature=emb_logo
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Dokumente/FAQ/faqlist.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Dokumente/FAQ/faqlist.html
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28. Juli 2020 Bundesländer verlängern unter gewissen Voraussetzungen die Nichtbean-
standungsregelung zur Umrüstung von Registrierkassen bis zum 31. März 
2021.  

Am 30. Juni 2020 hatte das BMF in einem Verbändeschreiben den 30. 
September 2020 als Termin für die verpflichtende Nutzung einer zertifizierten 
technischen Sicherheitseinrichtung in Registrierkassen bestätigt. Die Mehrzahl 
der Länder führen auf Grund der Belastungen der Unternehmen durch die 
Corona-Krise mit eigenen Erlassen Härtefallregelungen (§ 148 AO) ein, um die 
Frist in geeigneten Fällen bis zum 31. März 2021 zu verlängern. 

Verlängert haben die die Frist (Stand 28. Juli 2020) die Bundesländer Baden-
Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen.  

Bremen hat die Frist bislang nicht verlängert.  

Die Voraussetzungen varieren je nach Bundesland (siehe Darstellung in Punkt 
29).  

20. Juli 2020 Referentenentwurf für das JStG 2020 ist da! 

➢ Referentenentwurf JStG 2020 

Hierzu gehören u.a. insbesondere folgende Maßnahmen: 

• die zielgenauere Ausgestaltung der Investitionsabzugsbeträge des § 7g 
EStG auch unter Berücksichtigung der vorübergehenden besonderen 
Situation der Corona-Krise, 

• die Erweiterung der steuerrechtlichen Berücksichtigung von Aufwendungen 
bei der verbilligen Wohnraumvermietung (§ 21 Absatz 2 Satz 1 EStG),  

• die Einführung eines Datenaustauschs zwischen den Unternehmen der 
privaten Krankenversicherung, der Finanzverwaltung und den 
Arbeitgebern, der im Lohnsteuerabzugsverfahren die bestehenden 
Verfahren mittels Papierbescheinigungen vollständig ersetzt (§§ 39 ff. 
EStG), 

• die Umsetzung der zweiten Stufe des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets 
sowie 

• die Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers nach 
§ 13b UStG (Reverse-Charge-Verfahren) auf Telekommunikationsdienst-
leistungen an sog. Wiederverkäufer. 

• § 14 Abs. 4 UStG: Durch die Gesetzesänderung wird klargestellt, dass die 
Berichtigung einer Rechnung kein rückwirkendes Ereignis nach § 175 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 233a Absatz 2a der Abgabenordnung 
(AO) ist. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-07-17-JStG-2020/0-Gesetz.html
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3. Juli 2020 Hinweise der BStBK zur neuen Steuerberatervergütungsverordnung 

Die neue Steuerberatervergütungsverordnung und die Mehrwertsteuersenkung 
sind seit dem 1. Juli 2020 in Kraft. Die neuen BStBK-Hinweise bieten dem 
Berufsstand eine Orientierung bspw. zum Anwendungszeitpunkt der neuen 
StBVV und zur Anwendung der Umsatzsteuersätze bei der Abrechnung von 
Lohn- und Finanzbuchhaltung. Das Dokument gibt ausschließlich die 
Einschätzung der BStBK unverbindlich wieder. 

➢ BStBK Hinweise zur Steuerberatervergütungsverordnung (USt und Anwen-
dungsregelung) 

 

30. Juni 2020 Zweites Corona SteuerhilfeG im BGBl veröffentlicht 

➢ Link zum BGBl. 

 

29. Juni 2020 Der Bundesrat hat am 29. Juni 2020 in einer Sondersitzung dem Zweiten-
Corona-SteuerhilfeG zugestimmt. Zuvor hatte es der Bundestag am 
Vormittag desselben Tages in 2./3. Lesung verabschiedet.  

Zweites-Corona-Steuerhilfegesetz 

 

24. Juni 2020 Bundeskabinett setzt Ausbildungsprämie um und beschließt Eckpunkte 
für ein Bundesprogramm „Ausbildungsplätze sichern“ 

➢ PM der „Allianz für Aus- und Fortbildung vom 24. Juni 2020 

22. Juni 2020 Am 22. Juni 2020 hat der Finanzausschuss des Deutschen Bundestages eine 
öffentliche Anhörung zum 2. Corona-Steuerhilfegesetz durchgeführt, an dem 
die Bundessteuerberaterkammer teilgenommen hat. 

➢ Öffentliche Anhörung zum 2. Corona-Steuerhilfegesetz 

➢ Die Videoaufzeichnung können Sie hier abrufen 
 

Der Abschluss des parlamentarischen Verfahrens ist für den 29. Juni 2020 
vorgesehen, so dass das Gesetz am 30.Juni 2020 im Bundesgesetzblatt 
veröffentlicht werden und zum 1. Juli 2020 Inkraftreten kann.  

16. Juni 2020 Entwurf eines Gesetzes über begleitende Maßnahmen zur Umsetzung des 
Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets 

➢ Formulierungshilfe für die CDU/CSU und die SPD 
 

15. Juni 2020 Senkung der Umsatzsteuersätze 

Deutschen Unternehmen droht ein erheblicher Umstellungsaufwand. Der 
Betratungsbedarf ist groß. Die Bundessteuerberaterkammer fordert das 
Bundesfinanzministerium/ den Gesetzgeber auf: 

- eine Nichtbeanstandungsregelung zu erlassen, die im B2B Bereich 
geeignet ist, den Bürokratieaufwand erheblich zu reduzieren (voller 
Vorsteuerabzug in § 14c Fällen) 

https://www.bstbk.de/de/infothek?rid=833&cHash=e77dad4c34d38bb739d12789a42b1914
https://www.bstbk.de/de/infothek?rid=833&cHash=e77dad4c34d38bb739d12789a42b1914
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=%2F%2F%2A%5B%40attr_id=%27bgbl120s1385.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl120s1512.pdf%27%5D__1594996660789
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2020/0301-0400/370-1-20.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.aus-und-weiterbildungsallianz.de/AAW/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2020/2020-06-24-karliczek-altmaier-heil-jetzt-in-die-zukunft-der-ausbildung-investieren.html
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a07/084-sitz--701442
https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7452216&url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk=&mod=mediathek#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NDUyMjE2JnVybD1MMjFsWkdsaGRHaGxhMjkyWlhKc1lYaz0mbW9kPW1lZGlhdGhlaw==&mod=mediathek
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_II/19_Legislaturperiode/2020-06-16-Konjunktur-Krisenbewaeltigungspaket/2-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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- eine Fristverschiebung bei der Abgabe der Umsatzsteuer-
Voranmeldungen vorzunehmen, bis die IT und die Buchhaltungssoftware 
die Änderungsvorgaben umgesetzt hat  

Maßnahmen der BStBK 

- BStBK Stellungnahme zur Formulierungshilfe der CDU/CSU und SPD zum 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Umsetzung steuerlicher 
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise (Zweites Corona-
Steuerhilfegesetz) 

- Eingabe an das BMF vom 10.Juni 2020:  

- Eingabe an die Steuerabteilungsleiter von Bund und Ländern vom 16. Juni 
2020 

- Teilnahme an der Anhörung zum Zweiten Corona-SteuerhilfeG am 22. Juni 
2020 

- Diverse Gespräche mit Politik und Verwaltung 

- Auf Länderebende setzen sich die Steuerberaterkammern für eine 
praktikable Umsetzung ein 

12. Juni 2020 Unbürokratische Umsetzung der Mehrwertsteuersenkung bei 
Preisangaben durch pauschale Rabatte möglich 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) hat das Ziel, dass 
die Senkung durch den Handel möglichst kostengünstig und unbürokratisch an 
die Kundinnen und Kunden weitergegeben werden kann. Maßstab hierfür ist die 
Preisangabenverordnung (PAngV), für die das BMWi innerhalb der Bundes-
regierung federführend ist. Danach können die Händler und Anbieter von Dienst-
leistungen für die vorübergehende Senkung der Mehrwertsteuer von der 
bestehenden Ausnahmemöglichkeit des § 9 Absatz 2 PAngV Gebrauch machen 
und pauschale Rabatte an der Kasse gewähren, ohne die Preisauszeichnung 
zum Beispiel sämtlicher Regale in der Nacht zum 1. Juli 2020 ändern zu müssen. 

➢ Pressemitteilung des BMWi vom 12.Juni 2020 
 

12. Juni 2020 Überbrückungshilfen für KMU 

In der Sondersitzung hat das Bundeskabinett auch die Eckpunkte für „Über-
brückungshilfen für kleine und mittelständische Unternehmen“, 
verabschiedet. 

➢ Eckpunkte für Überbrückungshilfen der Bundesregierung 
 

Die Bundessteuerberaterkammer setzt sich gegenüber dem BMWi für eine 
praxistaugliche Regelung ein. Zudem arbeitet Sie an einer Lösung, die 
möglichst wenige Haftungsrisiken für den Steuerberater birgt.  
 

12. Juni 2020 2. Corona-Steuerhilfegesetz im Bundeskabinett 

Das 2. Corona-Steuerhilfegesetz wurde am 12. Juni 2020 vom Bundeskabinett 
beschlossen und soll am 19. Juni 2020 in der 167. Sitzung des Deutschen 

https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Stellungnahme_Referentenentwurf-2.CoronaSteuerhilfegesetz.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Stellungnahme_Referentenentwurf-2.CoronaSteuerhilfegesetz.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Stellungnahme_Referentenentwurf-2.CoronaSteuerhilfegesetz.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Stellungnahme_Referentenentwurf-2.CoronaSteuerhilfegesetz.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Eingabe_Umsatzsteuersenkung.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Eingabe_Umsatzsteuersenkung-BMF-Steuerabteilungsleiter.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Eingabe_Umsatzsteuersenkung-BMF-Steuerabteilungsleiter.pdf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw26-pa-finanzen-corona-steuerhilfe-700692
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2020/20200612-unbuerokratische-umsetzung-der-mehrwertsteuersenkung-bei-preisangaben-durch-pauschale-rabatte-moeglich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/eckpunkte-fuer-das-konjunkturpaket.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Bundestages beraten werden, bevor der Bundesrat in einer Sondersitzung (KW 
26) seine Zustimmung erteilen kann. 

➢ Gesetzentwurf der Bundesregierung zum 2. Corona-Steuerhilfegesetz 
➢ Stellungnahme BStBK zur Formulierungshilfe der CDU/CSU und SPD 
➢ BStBK-Eingabe zum BMF-Schreiben zur Umsatzsteuersatzsenkung 

 

4. Juni 2020 Nach dem im Koalitionsbeschluss vom 3. Juni 2020 enthaltenden Programm für 
Überbrückungshilfen sind die Umsatzrückgänge und die fixen Betriebskosten 
durch einen Steuerberater in geeigneter Weise zu prüfen und zu bestätigen. 

➢ Pressemitteilung der BStBK  
 

3. Juni 2020 Koalitionsausschuss beschließt Konjunktur- und Zukunftspaket: „Corona-
Folgen bekämpfen, Wohlstand sichern, Zukunftsfähigkeit stärken“ 

➢ Pressemitteilung der BStBK  
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A. Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket 

Steuerrechtliche Fördermaßnahmen 

1. Senkung des normalen und ermäßigten Umsatzsteuersatzes (Maßnahme Nr. 1) 

Zur Stärkung der Binnennachfrage in Deutschland soll befristet vom 1. Juli 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 der Mehrwertsteuersatz von 19 % auf 16 % und von 7 % auf 5 % gesenkt 
werden.Grundsätzlich kann eine solche Maßnahme geeignet sein, die Wirtschaft anzukurbeln. 
Wir sehen es jedoch kritisch, innerhalb weniger Wochen eine temporäre Änderung im 
Massenverfahren der Umsatzsteuer einzuführen. Zur korrekten Ermittlung der Umsatzsteuer 
muss festgestellt werden, wann die Leistung ausgeführt ist. Besondere Probleme ergeben sich 
bei langfristigen Verträgen, die über den Zeitpunkt des Steuersatzwechsels hinaus ausgeführt 
werden. Eine gesetzliche Umsetzung erfolgt im Zweiten Corona-SteuerhilfG (22) 

Aktuelle Enwicklungen zur kurzfristigen Umsatzsteuersatz-Senkung: 

• Muster der Vordrucke der UStVA vom 1.Juli 2020; hier 

• Muster der Vordrucke der USt-Jahreserklärung vom 1.Juli 2020; hier 

• BMF Schreiben zur befristeten Absenkung des allgemeinen und ermäßigten 
Umsatzsteuersatzes zum 1. Juli 2020 vom 30. Juni 2020; hier 

• Änderungen in der Umsatzsteuer-Voranmeldung 2020 (Vordruckmuster USt 1 A) und 
der Umsatzsteuererklärung 2020 sind – vorbehaltlich der Zustimmung der obersten 
Finanzbehördender Länder – nicht beabsichtigt. Die Umsätze und der darauf entfallende 
Steuerbetrag sollen in in der Zeile 28 (Umsätze zu anderen Steuersätzen) einzutragen sein. 

• Unterschiedliche Entwürfe eines BMF-Schreibens wurde bereits am 12. Juni 2020, am 23. 
Juni 2020 und am 26.Juni 2020  auf der Webseite des BMF veröffentlicht. Der Entwurf wird 
derzeit mit den obersten Finanzbehörden der Länder erörtert und wird final bis Ende Juni 
2020 abgestimmt. Es ist vorgesehen, das BMF-Schreiben unmittelbar nach Veröffentlichung 
der Gesetzesänderung im BGBl. sowohl auf der Internetseite des BMF als auch im BStBl. I 
zu veröffentlichen. 

• Die BStBK hat sich im laufenden Gesetzgebungsprozess mit Erfolg (vgl. Entwurf eines 
BMF-Schreibens vom 29. Juni 2020)  dafür eingesetzt, eine 
Nichtbeanstandungsregelung zu erhalten. Hiernach soll es nicht beanstandet werden, 
wenn bei Umstellungsproblemen, in denen der leistende Unternehmer die zuviel 
ausgewiesen Umsatzsteuer (19 %) gem § 14c UStG schuldet, auch die ausgewiesen 
Vorsteuer abgezogen wird. Der unternehmerische Leistungsempfänger sollte dann anstelle 
der gesetzlich geschuldeten Umsatzsteuer (16 %) den vollen Vorsteuerabzug (19 %) 
geltend machen können. In diesen Fällen käme es nicht zu einer Gefährdung des Steuerauf-
kommens.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-07-01-muster-USt-voranmeldungs-vorauszahlungsverfahren-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-07-01-muster-USterklaerung-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-06-30-befristete-Senkung-umsatzsteuer-juli-2020-final.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-06-12-befristete-Senkung-umsatzsteuer-juli-2020.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-06-12-befristete-Senkung-umsatzsteuer-juli-2020.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-06-23-befristete-Senkung-umsatzsteuer-juli-2020-erste-aktualisierung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-06-23-befristete-Senkung-umsatzsteuer-juli-2020-erste-aktualisierung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-06-26-befristete-Senkung-umsatzsteuer-juli-2020-zweite-aktualisierung.html
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• Die BStBK forderte zudem eine Fristverschiebung zur Abgabe der Umsatzsteuer-
voranmeldungen. 

• Nach Angaben des Bundeswirtschaftsministeriums sollen Händler die vorübergehende 
Senkung der Mehrwertsteuer auch durch pauschale Rabatte an der Kasse an den Kunden 
weitergeben dürfen, ohne die Preisauszeichnung zu ändern. Darüber hat das Bundes-
ministerium die für den Vollzug der Preisangabenverordnung zuständigen Preisbehörden 
der Länder informiert. Hintergrundinformationen finden Sie in der Pressemitteilung des 
BMWi vom 12. Juni 2020 

Stand: 23. Juli 2020 
Quellen: 

➢ Interessant ist die Darstellung von Prof. Radeisen auf Haufe.de „Herausforderungen 
durch die Absenkung des Umsatzsteuersatzes 2020“ 

2. Verschiebung der Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer auf den 26. des Folgemonats 
(Maßnahme Nr. 4) 

Die Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer soll auf den 26. des Folgemonats verschoben werden. 
Hierdurch soll Unternehmen mehr Liquidität gegeben werden.Die BStBK kritisiert seit einigen 
Jahren das in Deutschland praktizierte Erhebungsverfahren der Einfuhrumsatzsteuer (s. u. 
BStBK-Eingabe). Eine gesetzliche Umsetzung erfolgt im im Zweiten Corona-SteuerhilfG (22)  

Stand: 12. Juni 2020 
Quelle: 

➢ BStBK-Eingabe vom 11. September 2015 

3. Ausweitung der Verlustverrechnung (Maßnahme Nr. 5) 

Die Höchstgrenze für den steuerlichen Verlustrücktrag von 1 Mio. Euro (bei Zusammenveran-
lagung 2 Mio. Euro) soll für die Jahre 2020 und 2021 auf 5 Mio. Euro bzw. 10 Mio. Euro (bei 
Zusammenveranlagung) angehoben werden. Zudem soll ein Mechanismus eingeführt werden, 
wie dieser Rücktrag unmittelbar finanzwirksam schon in der Steuererklärung 2019 nutzbar 
gemacht werden kann. Dieser Rücktrag in das Jahr 2019 soll bspw. über eine Rücklage möglich 
sein, die bis Ende 2022 wieder aufzulösen ist. Insgesamt soll der finanzwirksame Verschie-
bungseffekt 2 Mrd. Euro betragen, wovon 1 Mrd. Euro auf den Bund entfallen soll.Eine 
gesetzliche Umsetzung erfolgt im Zweiten Corona-SteuerhilfG (22). Die Bildung einer Rücklage 
ist darin nicht vorgesehen. 

Stand: 18. Juni 2020 

4. Degressive AfA (Maßnahme Nr. 6) 

Es soll eine degressive AfA mit dem Faktor 2,5 gegenüber der derzeit geltenden AfA und maxi-
mal 25 % pro Jahr für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens in den Steuerjahren 
2020 und 2021 eingeführt werden. Die degressive AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens soll um den Faktor 2,5 gegenüber der derzeit geltenden AfA auf maximal 
25 % für die Steuerjahre 2020 und 2021 erhöht werden. Dies soll zu einem finanzwirksamen 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2020/20200612-unbuerokratische-umsetzung-der-mehrwertsteuersenkung-bei-preisangaben-durch-pauschale-rabatte-moeglich.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2020/20200612-unbuerokratische-umsetzung-der-mehrwertsteuersenkung-bei-preisangaben-durch-pauschale-rabatte-moeglich.html
https://www.haufe.de/steuern/gesetzgebung-politik/absenkung-des-mehrwertsteuersatzes-2020-probleme-in-der-praxis_168_517790.html?emos_sid=AXKTloXFHTlj6QvGB_respb2Q*uT*vM9&emos_vid=AXHfSRUybccQ3Qt7_52quZFmu_xiPJYp
https://www.haufe.de/steuern/gesetzgebung-politik/absenkung-des-mehrwertsteuersatzes-2020-probleme-in-der-praxis_168_517790.html?emos_sid=AXKTloXFHTlj6QvGB_respb2Q*uT*vM9&emos_vid=AXHfSRUybccQ3Qt7_52quZFmu_xiPJYp
https://bit.ly/2UjNUoA)
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Vorzieheffekt in Höhe von rd. 6 Mrd. Euro führen, wovon 3 Mrd. Euro auf den Bund entfallen 
sollen. Eine gesetzliche Umsetzung erfolgt im Zweiten Corona-SteuerhilfG (22) 

Stand: 12. Juni 2020 

5. Geplante Maßnahmen bei der Körperschaftsteuer (Maßnahme Nr. 7) 

Um die Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen zu verbessern, soll u. a. ein Optionsmodell 
zur Körperschaftsteuer für Personengesellschaften eingeführt werden Die Ankündigung eines 
Optionsmodells ist derzeit noch zu unbestimmt, um eine Einschätzung dazu abgeben zu 
können. Ein Gesetzesvorschlag dazu liegt noch nicht vor. 

Stand: 18. Juni 2020 

6. Geplante Maßnahmen bei der Gewerbesteuer (Maßnahmen Nr. 7 und 19) 

Vorgesehen ist die Anhebung des Ermäßigungsfaktors bei Einkünften aus Gewerbebetrieb auf 
das Vierfache des Gewerbesteuer-Messbetrags (Maßnahme Nr. 7). Außerdem soll der 
Freibetrag für die existierenden Hinzurechnungstatbestände von 100.000 Euro auf 200.000 
Euro erhöht werden (Maßnahme Nr. 19).Die Anhebung des Ermäßigungsfaktors bei Einkünften 
aus Gewerbebetrieb vom 3,8-fachen auf das 4-fache ist uneingeschränkt zu begrüßen; sie geht 
aber nicht weit genug. In einer Vielzahl von Gemeinden liegen die Gewerbesteuerhebesätze 
um 500. Um hier einen adäquaten Ausgleich zu schaffen, sollte der Ermäßigungsfaktor auf das 
4,5-fache angehoben werden. 

Eine gesetzliche Umsetzung erfolgt im im Zweiten Corona-SteuerhilfG (22) 

Stand: 12. Juni 2020 

Programm für Überbrückungshilfen 

7. Überbrückungshilfen für KMU (Maßnahme Nr. 13) 

Am 12. Juni 2020 hat das Bundeskabinett die Eckpunkte für Überbrückungshilfen für KMU, die 
ihren Geschäftsbetrieb im Zuge der Corona-Krise ganz oder zu wesentlichen Teilen einstellen 
müssen, verabschiedet. Am 8. Juli 2020 ist das Programm gestartet. 

Die Überbrückungshilfen schließen an die Soforthilfen an, die am 31. Mai 2020 ausgelaufen 
sind. Sie werden für die Monate Juni bis August 2020 als nicht rückzahlbarer 
Betriebskostenzuschuss gewährt. Das Volumen des Programms beträgt maximal 25 Milliarden 
Euro. 

Antragsberechtigt sind Unternehmen und Organisationen aus allen Wirtschaftsbereichen sowie 
Solo-Selbständige und Freiberufler, die ihrer Tätigkeit hauptberuflich nachgehen. 
Voraussetzung ist, dass sie sich nicht für den Wirtschaftsstabilisierungsfonds qualifizieren und 
sie ihre Geschäftstätigkeit in Folge der Corona-Krise anhaltend vollständig oder zu wesentlichen 
Teilen einstellen mussten. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/eckpunkte-fuer-das-konjunkturpaket.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/eckpunkte-fuer-das-konjunkturpaket.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/eckpunkte-fuer-das-konjunkturpaket.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Eine Einstellung der Geschäftstätigkeit vollständig oder zu wesentlichen Teilen liegt vor, wenn 
die Umsätze im April und Mai 2020 um mindestens 60 % gegenüber den Monaten April und Mai 
2019 zurückgegangen sind. Bei Unternehmen, die nach April 2019 gegründet worden sind, sind 
die Monate November und Dezember 2019 heranzuziehen. Darüber hinaus darf sich der 
Antragsteller zum 31. Dezember 2019 gemäß EU-Definition nicht in Schwierigkeiten befunden 
haben. Schließlich muss das Unternehmen mindestens bis zum 31. August 2020 fortbestehen, 
d. h. der Geschäftsbetrieb darf nicht eingestellt werden oder Insolvenz angemeldet worden sein. 

Auch für bestimmte gemeinnützige Unternehmen und Organisationen sind Zuschüsse vorge-
sehen.  

Die Antragstellung muss spätestens am 30. September 2020 erfolgen. Die Auszahlung endet 
am 30. November 2020. Das Programm wird wieder von den Ländern verwaltet. Während die 
Soforthilfen noch von den betroffenen Unternehmen selbst beantragt werden konnten, 
erfolgt die Antragstellung bei den Überbrückungshilfen ausnahmslos durch 
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder vereidigte Buchprüfer über ein Online-Portal in 
einem vollständig digitalisierten Verfahren.  

Förderfähig sind fortlaufende im Förderzeitraum anfallende vertraglich begründete oder 
behördlich festgesetzte und nicht einseitig veränderbare betriebliche Fixkosten, die in den 
Förderbedingungen im Einzelnen aufgelistet sind. Der Unternehmerlohn oder die privaten 
Lebenshaltungskosten vor allem von Freiberuflern und Solo-Selbstständigen werden von dem 
Bundesprogramm nicht abgedeckt. Einzelne Länder, wie z. B. Nordrhein-Westfalen und Baden-
Württemberg, ergänzen das Bundesprogramm und gewähren antragsberechtigten Betroffenen 
auch Hilfen für den Lebensunterhalt.  

Die Höhe des Zuschusses richtet sich nach dem Umfang des Umsatzeinbruchs: Erstattet 
werden  

• bis zu 40 % der fixen Betriebskosten bei einem Umsatzrückgang von 40 % bis unter 50 %,  

• 50 % der fixen Betriebskosten bei einem Umsatzrückgang von 50 % bis 70 % und  

• 80 % der fixen Betriebskosten bei einem Umsatzrückgang von mehr als 70 %.  

Der maximale Erstattungsbetrag beträgt 150.000 Euro für drei Monate.  

Bei Unternehmen mit bis zu fünf Beschäftigten soll der Erstattungsbetrag auf 9.000 Euro, bei 
Unternehmen mit bis zu 10 Beschäftigten auf 15.000 Euro jeweils für drei Monate beschränkt 
sein. 

Der Nachweis des anspruchsbegründenden Umsatzeinbruchs und der erstattungsfähigen Fix-
kosten erfolgt in einem zweistufigen Verfahren.  

In der ersten Stufe (Antragstellung) sind die Antragsvoraussetzungen und die Höhe der erstat-
tungsfähigen Fixkosten mit Hilfe eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers glaubhaft zu 
machen. Hierfür können Umsatzsteuervoranmeldungen 2019, der Jahresabschluss 2019 und 
Est/KSt-Erklärungen 2019 als Nachweis dienen. Sofern die erforderlichen Kennzahlen für 2019 
noch nicht vorliegen, können auch betriebswirtschaftliche Unterlagen aus 2018 vorgelegt 
werden.  

https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Home/home.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Downloads/anlage-vollzugshinweise.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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In der zweiten Stufe (nachträglicher Nachweis) sind die Umsätzrückgänge mit Hilfe eines 
Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers nachträglich durch Vorlage der Umsatzsteuer-
voranmeldungen aus dem Förderzeitraum und endgültige Fixkostenabrechnungen zu 
belegen.Überzahlungen sind – ebenso wie bei den Soforthilfen – zu erstatten. 

Die BStBK steht in engem Austausch mit dem BMWi und setzt sich für ein praxistaugliches, 
bundeseinheitliches Verfahren ein.  

Stand: 21. August 2020 
Quellen: 

➢ Eckpunkte für Überbrückungshilfen der Bundesregierung vom 12. Juni 2020 
➢ FAQ des Bundeswirtschaftsministeriums 

Arbeits- und Sozialversicherungsrechtliche Maßnahmen und Lohnersatz-
leistungen 

8. „Sozialgarantie 2021“ – Stabilisierung der Sozialversicherungsbeiträge bis 2021 bei 
maximal 40 % (Maßnahme Nr. 2) 

Durch die Corona-Pandemie steigen die Ausgaben in allen Zweigen der Sozialversicherung. 
Das Konjunkturpaket gibt eine „Sozialgarantie 2021“ ab, damit die Sozialversicherungsbeiträge 
bei maximal 40 % stabilisiert werden. Weitergehende Finanzbedarfe sollen bis zum Jahr 2021 
aus dem Bundeshaushalt gedeckt werden. Damit werden die Lohnnebenkosten für die 
Arbeitnehmer aber auch für die Arbeitgeber konstant gehalten. Derzeit liegt der Beitragssatz bei 
38,65 % zzgl. des von den Krankenkassen erhobenen individuellen Zusatzbeitrags. 

Stand: 9. Juni 2020 

9. Kurzarbeitergeld ab dem 1. Januar 2021 (Maßnahme Nr. 12) 

Im September 2020 soll eine Regelung für den weiteren Bezug des Kurzarbeitergelds ab dem 
1. Januar 2021 vorgelegt werden. Die Frage, ob Steuerberater ihre Mandanten in 
Kurzarbeitergeldverfahren vertreten dürfen, ist bisher höchstrichterlich nicht entschieden. Das 
Sozialgericht Chemnitz (Urt. v. 26.10.2017 – S 26 AL 331/16) hat einen mit der Lohnbuchhaltung 
eines Baubetriebs beauftragten Steuerberater in einem Widerspruchsverfahren auf Saison-
Kurzarbeitergeld nach § 101 SGB III als Verfahrensbevollmächtigten des Arbeitgebers 
jedenfalls dann als vertretungsberechtigt angesehen, wenn nur Berechnungsfragen für das 
Saison-Kurzarbeitergeld im Streit stehen. Sowohl das Antrags- als auch das 
Widerspruchsverfahren sind in diesem Fall eine zulässige Nebentätigkeit zur Lohnbuchhaltung 
nach § 5 Abs. 1 RDG. Das Urteil ist nicht rechtskräftig. Die Berufung ist  beim LSG Sachsen 
unter dem Az. L 3 AL 176/17 anhängig. 

Zulässig sind jedenfalls die Berechnung von Kurzarbeitergeld sowie das bloße Ausfüllen des 
Antragsformulars für die Beantragung von Kurzarbeitergeld und die Abgabe der Meldung für 
den Mandanten. Diese Rechtsauffassung haben sowohl die Bundesagentur für Arbeit als auch 
das Bundesministeriums für Arbeit gegenüber der Bundessteuerberaterkammer bestätigt. 
Anders als die AO kennt das Verfahrensrecht des SGB X keine Vermutungsregelung einer 
Vertretungsbefugnis für eine Vertretung durch einen Dritten. Steuerberater werden sich deshalb 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/eckpunkte-fuer-das-konjunkturpaket.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Dokumente/FAQ/faqlist.html
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durch die Vorlage von Vollmachten legitimieren müssen.Die BStBK setzt sich hier derzeit für 
Verfahrenserleichterungen ein. 

Stand: 29. Juni 2020 

10. Verlängerung des vereinfachten Zugangs in die Grundsicherung (Nr. 13)  

Der vereinfachte Zugang in die Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) wird über die bis-
herige Geltungsdauer hinaus bis zum 30. September 2020 verlängert. Die Bundesregierung hat 
am 17. Juni 2020 die Vereinfachter-Zugang-Verlängerungsverordnung beschlossen. 

Durch das Sozialschutz-Paket I sind für Kleinunternehmer und Solo-Selbständige die Grund-
sicherung für Arbeitsuchende schnell und unbürokratisch zugänglich gemacht worden und für 
Bewilligungszeiträume vom 1. März 2020 bis 30. Juni 2020 vorgesehen: 

• eine befristete Aussetzung der Berücksichtigung von Vermögen, 

• eine befristete Anerkennung der tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung 
als angemessen und 

• Erleichterungen bei der Berücksichtigung von Einkommen in Fällen einer vorläufigen 
Entscheidung. 

Gesetzlich klargestellt ist, dass Steuerberater ihre Mandanten in beitragsrechtlichen 
Angelegenheiten wie in § 28h und §28p SGB IV Verfahren vertreten dürfen. Eine Beratung und 
Vertretung in sozialrechtlichen Verfahren wie z. B. dem ALG II Verfahren ist nicht zulässig.  

Stand: 29. Juni 2020 
Quelle: 

➢ PM des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

Weitere Fördermaßnahmen 

11. Senkung der EEG-Umlage zur Stabilisierung der Strompreise (Maßnahme Nr. 3) 

Wettbewerbsfähige Strompreise sind ein wesentlicher Faktor für Investitionen am Standort 
Deutschland und für die Energiewende hin zu strom- und wasserstoffbasierten Technologien. 
Die EEG-Umlage droht im Jahr 2021 aufgrund des corona-bedingten Rückgangs der Wirt-
schaftsleistung und des damit verbundenen Rückgangs des Börsenstrompreises stark anzu-
steigen, trotz der beginnenden Zuführung von Einnahmen aus dem nationalen Brennstoffemis-
sionshandel.  

Um für mehr Verlässlichkeit bei den staatlichen Strompreisbestandteilen zu sorgen, wird ab 
2021 zusätzlich zu diesen Einnahmen aus dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) ein 
weiterer Zuschuss aus Haushaltsmitteln des Bundes zur schrittweisen verlässlichen Senkung 
der EEG-Umlage geleistet, so dass diese im Jahr 2021 bei 6,5 ct/kwh, im Jahr 2022 bei 6,0 
ct/kwh liegen wird. 

https://www.bmas.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/kabinett-verlaengert-vereinfachten-zugang-zur-grundsicherung.html
http://www.gesetze-im-internet.de/behg/
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Eine gesetzliche Umsetzung erfolgt im Gesetz über begleitende Maßnahmen zur Umsetzung 
des Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets. Mit den Änderungen des Gesetzes zur Errich-
tung eines Sondervermögens „Energie- und Klimafonds“ (EKFG) wird die Möglichkeit geschaf-
fen, über den bisher möglichen Einsatz von Mitteln aus der CO2-Bepreisung hinaus aus dem 
Sondervermögen Ausgleichszahlungen zu leisten, um die Höhe der EEG-Umlage für Verbrau-
cher abzusenken.  

Stand: 24. Juli 2020 

12. Unterstützung von Start-ups (Maßnahme Nr. 8) 

Um die Potenziale eines gut regulierten, modernen und effizienten Kapitalmarkts zu nutzen und 
Deutschland als Standort für Investitionen in Zukunfts- und Wachstumsunternehmen zu stärken, 
werden die Möglichkeiten für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen verbessert, sich an ihren Unter-
nehmen zu beteiligen. Für Startup-Unternehmen soll eine attraktive Möglichkeit der Mitarbeiter-
beteiligung geschaffen werden. 

Erste Einordnung der BStBK: Eine Verbesserung der Möglichkeiten für eine Mitarbeiter-
beteiligung ist sehr zu begrüßen, da sie derzeit in Deutschland im Vergleich zu anderen Staaten 
nur sehr wenig genutzt wird. Eine genauere Einschätzung ist erst möglich, wenn genauere 
Informationen zu der Maßnahme vorliegen. 

Stand: 9. Juni 2020 

13. Schneller Neustart nach einer Insolvenz (Maßnahme Nr. 9) 

Um Unternehmen und natürlichen Personen, die infolge der Corona-Pandemie unverschuldet 
in finanzielle Schieflage geraten sind und die trotz Unterstützungsmaßnahmen und Anstrengun-
gen eine Insolvenz nicht vermeiden können, soll ein schneller Neustart ermöglicht werden. 
Hierzu soll das Entschuldungsverfahren für natürliche Personen – flankiert durch ausreichende 
Maßnahmen zur Missbrauchsvermeidung – auf drei Jahre verkürzt werden. Normalerweise be-
trägt die Wohlverhaltensphase sechs Jahre. Die Verkürzung soll für Verbraucher bis zum 30. 
Juni 2025 befristet sein und das Antragsverhalten der Schuldner soll nach einem angemesse-
nen Zeitraum evaluiert werden.  

Die Bundesregierung hat zwischenzeitlich ein als besonders eilbedürftiges Gesetz auf den Weg 
gebracht (BR-Drs. 439/20) welches zum 1. Oktober 2020 in Kraft treten soll.  

Im Bereich der Unternehmensinsolvenzen soll in Kürze ein Referentenentwurf für ein vorinsol-
venzliches Restrukturierungsverfahren in die Verbändeanhörung gehen. Damit werden die Vor-
gaben aus der sog. EU-Restrukturierungsrichtlinie (EU 2019/1023) frühzeitig in nationales 
Recht umgesetzt.  

Die BStBK steht hier im kontinuierlichen Austausch mit dem Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz 

Stand: 21. August 2020 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_II/19_Legislaturperiode/2020-06-16-Konjunktur-Krisenbewaeltigungspaket/0-Gesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_II/19_Legislaturperiode/2020-06-16-Konjunktur-Krisenbewaeltigungspaket/0-Gesetz.html
http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP19/2656/265684.html
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14. Unterstützungsmaßnahmen für Familien (Maßnahme Nr. 26 und 29) 

Zusätzlich zu den finanziellen Hilfen für Sorgeberechtigte, die wegen der Betreuung ihrer Kin-
der vorübergehend nicht arbeiten können, und zum „Notfall-Kinderzuschlag“ (Frage 10 FAQ-
Soforthilfe der BStBK) gibt es im Konjunkturpaket weitere Hilfen.  

Für jedes kindergeldberechtigte Kind wird ein einmaliger Kinderbonus in Höhe von 300 Euro 
pro Kind gezahlt (§ 66 Abs. 1 EStG-E, § 6 Abs. 3 BKGG-E). Voraussetzung ist, dass das Kind 
im Jahr 2020 an mindestens einem Monat kindergeldberechtigt war. Die Auszahlung erfolgt in 
zwei Raten mit dem Kindergeld im September (200,00 €) und Oktober 2020 (100,00 €). Der 
Bonus wird nicht auf die Grundsicherung angerechnet. 

Steuerlich wird der Bonus wie Kindergeld behandelt, d. h. er wird mit dem Kinderfreibetrag ver-
rechnet (§ 31 Satz 4, 6 EStG). Effektiv werden zusammenveranlagte Sorgeberechtigte mit 
einem zu versteuerndem Einkommen von etwa bis zu 90.000 Euro pro Jahr profitieren. 

Aufgrund des höheren Betreuungsaufwands (gerade für Alleinerziehende) und den damit verur-
sachten Aufwendungen wird der Entlastungsbeitrag für Alleinerziehende zeitlich befristet 
von derzeit 1.908 Euro auf 4.008 Euro mehr als verdoppelt (§ 24b Abs. 2 Satz 3 EStG-E). Die 
Anhebung gilt für die Jahre 2020 und 2021. Der Erhöhungsbetrag gemäß § 24b Abs. 2 Satz 2 
EStG pro weiterem Kind in Höhe von 240 Euro bleibt unverändert. 

Die Berücksichtigung des erhöhten Freibetrags bei den ELStAM erfolgt nich automatisch, 
sondern muss beim örtlich zuständigen Wohnsitzfinanzamt beantragt werden. Für den VZ 2020 
wird der zeitlich begrenzte Erhöhungsbetrag (§ 24b Abs. 2 S. 3 EStG-E) auf die verbleibenden 
Lohnzahlungszeiträume verteilt. Dadurch ist bereits für 2020 eine steuerliche Entlastung 
sichergestellt. Wird in diesem Jahr ein entsprechender Antrag gestellt, muss für 2021 kein 
weiterer Antrag gestellt werden (§ 39a Abs. 1 Satz 2 EStG). 

Wird kein Antrag auf Berücksichtigung bei den ELStAM gestellt, erfolgt die steuerliche 
Entlastung über die Einkommensteuerveranlagung. 

Eine gesetzliche Umsetzung erfolgt im Zweiten Corona-SteuerhilfG (22) 

Stand: 29. Juni 2020 

15. Ausbildungsprämie und weitere Förderungen für Azubis und Ausbildungsbetriebe 
(Maßnahme Nr. 30) 

Das Bundeskabinett hat nunmehr in der Kabinettssitzung am 24. Juni 2020 unter Einbeziehung 
der „Allianz für Aus- und Weiterbildung“ der Bundesregierung ein Eckpunktepapier für ein Bunde-
sprogramm „Ausbildungsplätze sichern“ beschlossen, das erste konkretere Informationen zur an-
gekündigten Ausbildungsprämie enthält. 

Entgegen den Formulierungen im Konjunkturpaket werden die Fördermaßnahmen im Eckpunk-
tepapier von der Inanspruchnahme von Kurzarbeitergeld (KUG), einem Umsatzrückgang von 
mind. 60 % bzw. einem Arbeitsausfall von mind. 50 % abhängig gemacht. Ausbildende Steuerbe-
rater können die Ausbildungsprämie daher mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht in Anspruch neh-
men. Vielmehr zählen in Not geratene Mandantenunternehmen zum Kreis der Anspruchsberech-
tigten.  

https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/neuigkeiten/FAQ_Katalog_CORONA_KRISE.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/neuigkeiten/FAQ_Katalog_CORONA_KRISE.pdf
https://www.bundesregierung.de/breg-de/bundesregierung/bundeskanzleramt/kabinettssitzungen/themen-im-bundeskabinett-ergebnisse-1763396
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Das Maßnahmenpaket richtet sich an KMU mit bis zu 249 Beschäftigten, die durch die COVID-
19-Krise betroffen sind. Sie sollen zeitlich befristet im Ausbildungsjahr 2020/21 Unterstützung 
erhalten, damit sie ihre Ausbildung aufrechterhalten und junge Menschen ihre Ausbildung 
fortsetzen und erfolgreich abschließen können. Für die Förderung kommen KMU in Betracht, 
die eine Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen oder in den bundes- und 
landesrechtlich geregelten praxisintegrierten Ausbildungen im Gesundheits- und Sozialwesen 
durchführen. Praktika sind ausgeschlossen. Es wird nur eine Prämie pro Ausbildung gezahlt. 

Am 1. August 2020 trat die Förderrichtlinie zur Vergabe der Ausbildungsprämie in Kraft. Der 
Bundesverband der Freien Berufe (BFB) war als einer von vier Wirtschaftsverbänden an der 
Erarbeitung beteiligt. Wichtige Punkte darin sind: 

• (1) Ausbildungsprämie (Ausbildungsangebot fortführen): Ausbildende KMU, die ihre 
Ausbildungsleistung im Vergleich zu den drei Vorjahren aufrechterhalten, werden mit einer 
Ausbildungsprämie gefördert. Sie erhalten für jeden für das Ausbildungsjahr 2020 
abgeschlossenen Ausbildungsvertrag einmalig 2.000 Euro (nach Abschluss der Probezeit). 

• (2) Ausbildungsprämie (Ausbildungsangebot erhöhen): Ausbildende KMU, die ihre 
Ausbildungsleistung im Vergleich zu den drei Vorjahren erhöhen, erhalten für jeden für das 
Ausbildungsjahr 2020 zusätzlich abgeschlossenen Ausbildungsvertrag einmalig 3.000 Euro 
(nach Abschluss der Probezeit). 

• (3) Vermeidung von Kurzarbeit: KMU, die trotz erheblichen Arbeitsausfalls (mindestens 
50 Prozent) ihre Ausbildungsaktivitäten fortsetzen, werden mit 75 Prozent der Brutto-
Ausbildungsvergütung für jeden Monat gefördert, in dem dies der Fall ist. 

• (4) Auftrags- und Verbundausbildung: Wenn KMU die Ausbildung temporär nicht 
fortsetzen können, können andere KMU, Überbetriebliche Berufsbildungsstätten oder 
andere etablierte Ausbildungsdienstleister zeitlich befristet die Ausbildung übernehmen und 
dafür Förderung erhalten. Dies gilt, wenn der Geschäftsbetrieb des ursprünglich 
ausbildenden KMU vollständig oder zu wesentlichen Teilen pandemiebedingt von 
Schließungen oder erheblichen Auflagen betroffen ist, die eine Fortsetzung des 
Geschäftsbetriebs maßgeblich behindern. 

• (5) Übernahmeprämie: KMU, die Auszubildende aus Corona-bedingt insolventen KMU bis 
zum Abschluss ihrer Ausbildung übernehmen, erhalten je Auszubildendem eine Prämie von 
3.000 Euro. 

Förderungen werden für folgende Zeiträume möglich sein: 

• Zu 1+2 Ausbildungsprämien: für das Ausbildungsjahr 2020/2021. 

• Zu 3 Vermeidung von Kurzarbeit: bis zum 31. Dezember 2020. 

• Zu 4 Auftrags- und Verbindausbildung: bis zum 30. Juni 2021. 

• Zu 5 Übernahmeprämie: bis 30. Juni 2021. 

Die Ausbildungspräimie wird bei der Bundesagentur für Arbeit beantragt. 

https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-3098.html
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern
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Die Veröffentlichung erfolgte der Förderrichtlinie erfolgte im Bundesanzeiger am 31. Juli 2020, 
sodass die Richtlinie am 1. August 2020 in Kraft getreten ist. Das Förderprogramm endet am 30. 
Juni 2021.Die Förderrichtlinie ist sowohl für die Nutzung in der eigenen Ausbildungskanzlei als 
auch für die Beratung der Mandantenunternehmen relevant. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) informiert über eine Informationsseite 
über die Ausbildungsprämie für Ausbildungsbetriebe und ausbildende Einrichtungen. Eine zweite 
Förderbekanntmachung zur Unterstützung von pandemiebedingter temporärer Auftrags- und Ver-
bundausbildung soll zeitnah folgen. 

• Ausbildungsprämie (Ausbildungsangebot fortführen): Ausbildende KMU, die ihre 
Ausbildungsleistung im Vergleich zu den drei Vorjahren aufrechterhalten, werden mit einer 
Ausbildungsprämie gefördert. Sie erhalten für jeden für das Ausbildungsjahr 2020 
abgeschlossenen Ausbildungsvertrag einmalig 2.000 Euro (nach Abschluss der Probezeit). 

• Ausbildungsprämie (Ausbildungsangebot erhöhen): Ausbildende KMU, die ihre 
Ausbildungsleistung im Vergleich zu den drei Vorjahren erhöhen, erhalten für jeden für das 
Ausbildungsjahr 2020 zusätzlich abgeschlossenen Ausbildungsvertrag einmalig 3.000 Euro 
(nach Abschluss der Probezeit). 

• Vermeidung von Kurzarbeit: KMU, die trotz erheblichen Arbeitsausfalls (mindestens 50 
Prozent) ihre Ausbildungsaktivitäten fortsetzen, werden mit 75 Prozent der Brutto-
Ausbildungsvergütung für jeden Monat gefördert, in dem dies der Fall ist. 

• Auftrags- und Verbundausbildung: Wenn KMU die Ausbildung temporär nicht fortsetzen 
können, können andere KMU, Überbetriebliche Berufsbildungsstätten oder andere 
etablierte Ausbildungsdienstleister zeitlich befristet die Ausbildung übernehmen und dafür 
Förderung erhalten. Dies gilt, wenn der Geschäftsbetrieb des ursprünglich ausbildenden 
KMU vollständig oder zu wesentlichen Teilen pandemiebedingt von Schließungen oder 
erheblichen Auflagen betroffen ist, die eine Fortsetzung des Geschäftsbetriebs maßgeblich 
behindern. 

• Übernahmeprämie: KMU, die Auszubildende aus Corona-bedingt insolventen KMU bis 
zum Abschluss ihrer Ausbildung übernehmen, erhalten je Auszubildendem eine Prämie von 
3.000 Euro. 

Stand: 21.August 2020 
Quellen: 
➢ Antragsseite bei der Bundesagentur für Arbeit 
➢ Förderrichtlinie zur Vergabe der Ausbildungsprämie 
➢ Informationsseite des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) 
➢ Eckpunkte für das Bundesprogramm „Ausbildungsplätze sichern“ 
➢ PM der Allianz für Aus- und Fortbildung vom 24. Juni 2020 
➢ Punkt 30 des Eckepunktepapiers zum Konjunkturpaket des Koalitionsausschusses 3. Juni 

2020 
➢ Pressemeldung des baden-württembergischen Wirtschaftsministeriums vom 3. Juni 2020 
➢ Förderprogramm „Azubi transfer“ des Landes Baden-Württemberg 

https://www.bmbf.de/de/das-sollten-kmu-jetzt-wissen-11839.html
https://www.bmbf.de/de/das-sollten-kmu-jetzt-wissen-11839.html
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern
https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-3098.html
https://www.bmbf.de/de/das-sollten-kmu-jetzt-wissen-11839.html
https://www.bmbf.de/files/131_20_Eckpunkte_Ausbildung_sichern_Ansicht02.pdf
https://www.aus-und-weiterbildungsallianz.de/AAW/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2020/2020-06-24-karliczek-altmaier-heil-jetzt-in-die-zukunft-der-ausbildung-investieren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Konjunkturpaket/2020-06-03-eckpunktepapier.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Konjunkturpaket/2020-06-03-eckpunktepapier.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/wirtschaftsministerin-besucht-ausbildungszentrum-elektro-technologie-zentrum-und-uebergibt-foerderbe/
https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/service/foerderprogramme-und-aufrufe/liste-foerderprogramme/azubi-transfer-ausbildung-fortsetzen/
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B. Zukunftspaket 

16. Weitere Unterstützungsmaßnahmen für Forschung und Entwicklung (Maßnahme Nr. 
32 und 33) 

Der Fördersatz der steuerlichen Forschungszulage wird rückwirkend zum 1. Januar 2020 und 
befristet bis zum 31. Dezember 2025 auf eine Bemessungsgrundlage von bis zu 4 Mio. Euro 
pro Unternehmen gewährt. Damit wird ein Anreiz gesetzt, dass Unternehmen trotz der Krise in 
Forschung und Entwicklung und damit in die Zukunftsfähigkeit ihrer Produkte investieren 
(Maßnahme Nr. 32). 

In der anwendungsorientierten Forschung werden die Mitfinanzierungspflichten für Unter-
nehmen, die wirtschaftlich durch die Coronakrise besonders betroffen sind, reduziert. Deshalb 
will der Bund die großen außeruniversitären Forschungsorganisationen mit jeweils einem Fonds 
unterstützen, aus dem erfolgversprechende Projekte in solchen Fällen eine Ersatzfinanzierung 
erhalten können, um den Abbruch der Forschungsarbeiten zu verhindern (Maßnahme Nr. 33). 

Durch die befristete Anhebung der Bemessungsgrundlage auf das Doppelte werden In-
vestitionen mit bis zu 1 Mio. Euro gefördert. Damit wird die Zukunftsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft unterstützt. 

Eine gesetzliche Umsetzung der Maßnahme 32 erfolgt im Zweiten Corona-SteuerhilfG (22) 

Stand: 18. Juni 2020 

17. Planungen zur Elektromobilität (Maßnahme Nr. 35b und 35e) 

Um die Mobilität zu stärken und gleichzeitig mehr Nachhaltigkeit und Klimaschutz sicherzu-
stellen, sind verschiedene Maßnahmen vorgesehen. Der Austausch der Kfz-Fahrzeugflotte 
durch klima- und umweltfreundlichere Elektrofahrzeuge wird gefördert, indem die Prämien des 
Bundes als neue „Innovationsprämie“ verdoppelt werden. Das bedeutet z. B., dass bis zu einem 
Nettolistenpreis des E-Fahrzeugs von bis zu 40.000 Euro die Förderung des Bundes von 3.000 
auf 6.000 Euro steigt. Diese Maßnahme ist befristet bis 31. Dezember 2021. Bei der Besteu-
erung von reinelektrischen Dienstwagen von 0,25 % wird die Kaufpreisgrenze von 40.000 Euro 
auf 60.000 Euro angehoben (Maßnahme Nr. 35b). Das befristete Flottenaustauschprogramm 
für Handwerker und KMU für Elektronutzfahrzeuge bis 7,5 t soll zeitnah umgesetzt werden 
(Maßnahme Nr. 35e). 

Erste Einordnung der BStBK: Da Elektrofahrzeuge noch vergleichsweise teuer sind, bietet die 
Anhebung der Förderung zusätzliche Investitionsanreize für die Unternehmen. 

Eine gesetzliche Umsetzung der Maßnahme 35b erfolgt im Zweiten Corona-SteuerhilfG (22) 

 

Stand: 18. Juni 2020 
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C. Europäische Maßnahmen 

18. Verschiebung der Meldeverpflichtungen DAC-6 Richtlinie 

Am 24. Juni 2020 wurde vom Rat der Europäischen Union der Vorschlag für eine Verschiebung 
der Meldeverpflichtungen bezüglich DAC 6 angenommen. Die EU-Mitgliedstaaten haben sich 
auf einen Richtlinienvorschlag (EN) zur Änderung der EU-Amtshilferichtlinie (Richtlinie 
2011/16/EU) verständigt, der eine Verschiebung des Beginns der Meldeverpflichtungen bezüg-
lich grenzüberschreitender Steuergestaltungen im Rahmen von DAC 6 (Richtlinie 2018/822/EU) 
um grundsätzlich sechs Monate vorsieht. Der ursprüngliche Vorschlag der EU-Kommission vom 
8. Mai 2020, der auf Drängen der Mitgliedstaaten aufgrund der Corona-Krise zustande kam, sah 
noch eine dreimonatige Verschiebung vor. 

Im Detail enthält der nun angenommene Richtlinienvorschlag insbesondere folgende Änderun-
gen: 

• Verlängerung der Frist für den erstmaligen Informationsaustausch über meldepflichtige 
grenzüberschreitende Steuergestaltungen um sechs Monate, vom 31. Oktober 2020 auf den 
30. April 2021, 

• Verschiebung des Beginns der 30-Tagesfrist für die Meldung grenzüberschreitender Steuer-
gestaltungen von Fällen, bei denen die grenzüberschreitende Steuergestaltung zwischen 
dem 1. Juli 2020 und dem 31. Dezember 2020 zur Umsetzung bereitgestellt wird, 
umsetzungsbereit ist oder der erste Schritt der Umsetzung innerhalb dieses Zeitraums 
erfolgt, auf den 1. Januar 2021 (damit Verschiebung um maximal sechs Monate), 

• Verlängerung der Frist für die Meldung von grenzüberschreitenden Steuergestaltungen von 
sog. Altfällen (erster Schritt der Umsetzung zwischen dem 25. Juni 2018 und dem 30. Juni 
2020) um sechs Monate, vom 31. August 2020 auf den 28. Februar 2021. 

Die Mitgliedstaaten müssen die geänderten Meldefristen nicht zwingend in nationales Recht 
überführen. Die Umsetzung ist – anders als noch im Kommissionsentwurf vorgesehen – optio-
nal. Wird die Option ausgeübt, müssen die Änderungen allerdings insgesamt umgesetzt wer-
den. Deutschland hat die Voraussetzung für eine Verschiebung bereits mit dem Corona-Steu-
erhilfegesetz eingeführt, indem eine Ermächtigungsgrundlage für ein BMF-Schreiben zur Ver-
längerung der Frist geschaffen wurde.  

Abhängig von der weiteren Entwicklung der Corona-Krise und deren Auswirkungen auf die EU-
Mitgliedstaaten ist die Möglichkeit vorgesehen, den Beginn der Meldeverpflichtungen erneut um 
weitere drei Monate zu verschieben.  

Doch nun hat Bundesfinanzminister Olaf Scholz im Rahmen einer Pressekonferenz überra-
schend verlauten lassen, dass es in Deutschland nicht zu einer Fristverlängerung bei der Mel-
depflicht kommen werde. Es soll also bei der Meldefrist bis zum 31. August 2020 (für Altfälle) 
bzw. innerhalb der 30-Tages-Frist für Neufälle ab dem 1. Juli 2020 bleiben. Die BStBK hat sich 
in einem Schreiben an Bundesfinanzminister Scholz dafür eingesetzt, die europäische Fristver-
schiebung umzusetzen. Eine Antwort darauf liegt noch nicht vor, so dass grundsätzlich seit dem 
1. Juli 2020 Meldungen abzugeben sind. 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2020/0201-0300/290-20.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2020/0201-0300/290-20.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/pressemitteilungen/BStBK_Eing_Scholz_Meldepflicht_grenzueberschreitende_Steuergestaltungen_20200707.pdf
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Ein abgestimmtes Anwendungsschreiben zu den Meldepflichten gibt es ebenfalls noch nicht. 
Das BZSt hat einen Entwurf (Stand: 14.07.2020) für ein solches Schreiben am 6. August 2020 
auf seiner Internetseite veröffentlicht.  

Stand: 21. August 2020 
Quellen: 

➢ Mitteilung der Europäischen Kommission vom 24. Juni 2020  
➢ Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU, um der dringenden Not-

wendigkeit einer Verlängerung bestimmter Fristen für die Vorlage und den Austausch 
von Informationen im Bereich der Besteuerung infolge der CPVID-19 Pandemie zu 
tragen 

➢ Schreiben des BStBK Präsidenten an den Bundesfinanzminister 
➢ Entwurf eines Anwendungsschreibens vom 14. Juli 2020 

19. Programm zur Entbürokratisierung auf EU-Ebene (Maßnahme Nr. 11) 

Um die öffentlichen Investitionsfördermaßnahmen schnell in konkrete Investitionsprojekte um-
setzen zu können, soll das Vergaberecht temporär vereinfacht werden, etwa durch eine Verkür-
zung der Vergabefristen bei EU-Vergabeverfahren und die Anpassung der Schwellenwerte für 
beschränkte Ausschreibungen und freihändige Vergaben in Deutschland. Dabei soll auch die 
Europäische Ratspräsidentschaft Deutschlands genutzt werden, um auf europäischer Ebene 
ein Programm zur Entbürokratisierung, zur Beschleunigung des Planungsrechts, zur Vereinfa-
chung des Vergaberechts und zur Reform des Wettbewerbsrechts anzustoßen.  

Die EU-Kommission hat im Rahmen des Wettbewerbsrechts den befristeten Rahmen, der es 
den Mitgliedstaaten ermöglicht, den in den Beihilfevorschriften vorgesehenen Spielraum in vol-
lem Umfang zu nutzen, bis Ende Dezember 2020 verlängert. Zusammen mit den zahlreichen 
anderen Unterstützungsmaßnahmen, welche die Mitgliedstaaten auf der Grundlage der beste-
henden Beihilfevorschriften ergreifen können, ermöglicht es der befristete Rahmen den Mitglied-
staaten, dafür zu sorgen, dass Unternehmen aller Art ausreichend Liquidität zur Verfügung ha-
ben.  

Der befristete Rahmen sieht fünf Arten von Beihilfen vor:  

• direkte Zuschüsse (oder Steuervorteile) für Unternehmen von bis zu 800.000 EUR,  

• staatliche Garantien für Bankdarlehen,  

• öffentliche und private Darlehen mit vergünstigten Zinssätzen,  

• Unterstützung von Unternehmen über die bestehenden Darlehenskapazitäten der Banken 
und 

• kurzfristige Exportkreditversicherungen.  

Außerdem hat sich die EU-Kommission zwischenzeitlich faktisch einem Fristenmoratorium im 
Rahmen von laufenden Vertragsverletzungsverfahren unterworfen. Damit sollen die gegenwär-
tig vielfach am Limit arbeitenden nationalen Behörden entlastet werden. Trotz aller Umstände 
hat die EU-Kommission gegenüber den Mitgliedsstaaten aber klargestellt, dass sie ihre Arbeit 

https://ec.europa.eu/taxation_customs/news/taxation-commission-proposes-postponement-taxation-rules-due-coronavirus-crisis_en
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8498-2020-INIT/de/pdf?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Taxation%3a+Council+agrees+on+the+postponement+of+certain+tax+rules
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8498-2020-INIT/de/pdf?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Taxation%3a+Council+agrees+on+the+postponement+of+certain+tax+rules
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8498-2020-INIT/de/pdf?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Taxation%3a+Council+agrees+on+the+postponement+of+certain+tax+rules
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8498-2020-INIT/de/pdf?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Taxation%3a+Council+agrees+on+the+postponement+of+certain+tax+rules
https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/Intern_Informationsaustausch/DAC6/Vorschriften/vorschriften_node.html#js-toc-entry2
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als Hüterin der Verträge auch während der Corona-Krise sehr ernst nimmt und die Verfahren 
soweit erforderlich weiterverfolgen wird. 

Stand: 29. Juni 2020 
➢ Mitteilung der EU-Kommission zum befristeten Rahmen für staatliche Beihilfen 

20. Fördermaßnahmen auf europäischer Ebene (Maßnahme Nr. 56) 

Auf Europäischer Ebene bestehen für die Mitgliedsstaaten zwei Hilfspakete: 

Erstes Hilfspaket der EU: Kredithilfen in Höhe von 540 Mrd. Euro 

Das erste Hilfspaket der EU besteht aus Kredithilfen von bis zu 540 Mrd. Euro und soll 
Kurzarbeiter, Unternehmen und verschuldete Staaten unterstützen. Das Paket besteht 
deswegen aus drei Säulen und ist folgendermaßen gegliedert: 

• Die erste Säule ist eine Kreditlinie aus dem Eurorettungsschirm des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM) in Höhe von 240 Milliarden Euro. Die Mitgliedsstaaten 
können Mittel in Höhe von bis zu 2% ihrer Wirtschaftsleistung beantragen, die sie für direkte 
und indirekte Gesundheitskosten der Corona-Krise einsetzen können, ohne dabei strikte 
Auflagen, wie etwa Sparprogramme, einhalten zu müssen. 

• Die zweite Säule des Hilfspakets ist das SURE-Programm. Dieses wurde vom ECOFIN-Rat 
am 15. Mai genehmigt. Mit einem Gesamtbudget von bis zu 100 Milliarden Euro unterstützt  
das temporäre Instrument seit dem 1. Juni 2020 Mitgliedstaaten in der Einführung und 
Verlängerung nationaler Kurzarbeiterprogramme.  

• Die dritte Säule besteht aus einem europäischen Garantiefonds der EIB-Gruppe in Höhe 
von 25 Milliarden Euro, der 200 Milliarden Euro für europäische Unternehmen mobilisieren 
soll. Durch die Garantie kann die EIB-Gruppe lokale Banken und andere Finanzintermediäre 
in den EU-Ländern mit bestehenden Produkten versorgen. Diese Intermediäre, die vor Ort 
in engem Kontakt mit Unternehmen stehen, können so Geld für die Realwirtschaft 
mobilisieren, ohne ihre finanzielle Stabilität zu riskieren. Der Garantiefonds sichert 
verschiedene Arten von Finanzierungen ab, unter anderem die Unterstützung von KMU 
durch Mittel aus Risikokapitalfonds.  

Zweites Hilfspaket der EU: Wiederaufbauprogramm in Höhe von 750 Mrd. Euro 

Am 21. Juli 2020 haben sich die Staats- und Regierungschefs der EU-Länder nach eines der 
längsten Gipfeltreffen in der Geschichte des Europäischen Rates auf einen langfristigen Haus-
halt sowie auf den „Recovery Fund der EU“ geeinigt. Der erfolgreiche Vorschlag von Ratspräsi-
dent Charles Michel wurde von allen Mitgliedsstaaten genehmigt. Er spiegelt viele der Forde-
rungen der sogenannten „frugalen“ oder „sparsamen“ Länder – Österreich, Dänemark, die Nie-
derlande und Schweden sowie Finnland – wider. Während der Umfang des gesamten Recovery 
Funds mit 750 Milliarden Euro beibehalten wurde, wurde das Verhältnis zwischen Direktzu-
schüssen und Darlehen neu ausbalanciert: 360 Milliarden Euro sollen in Form von Darlehen 
vergeben werden und 390 Milliarden Euro als Direktzuschüsse.  

Bezüglich der Rückzahlung der Schulden, sollte diese nach dem ursprünglichen Vorschlag der 
Kommission vollständig durch neue Einnahmequellen für die Eigenmittel der EU gedeckt 

file:///C:/Users/Bethke/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/NQKI7ZPI/Befristeter%20Rahmen%20für%20staatliche%20Beihilfen
https://www.consilium.europa.eu/media/45136/210720-euco-final-conclusions-de.pdf?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Schlussfolgerungen+des+Europ%c3%a4ischen+Rates%2c+17.-21.%c2%a0Juli%c2%a02020
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werden, darunter eine Digitalsteuer, eine Abgabe auf nicht-recycelten Abfall und eine Finanz-
transaktionssteuer. Im Abkommen des EU-Rates werden die meisten der von der Kommission 
vorgeschlagenen Optionen erwähnt. Es wird außerdem bestätigt, dass die Kommission im Laufe 
der kommenden drei Jahre die genaueren Einzelheiten ausarbeiten soll. 

Von der Leyen begrüßte diesen besonderen Aspekt der Vereinbarung und wie „eng“ die Frage 
der Zahlungen nun mit EU-Eigenmitteln verknüpft sei. „Als zusätzliche Eigenmittel wird die Kom-
mission im ersten Halbjahr 2021 Vorschläge zu einem CO2-Grenzausgleichsmechanismus und 
zu einer Digitalabgabe vorlegen, die bis spätestens 1. Januar 2023 eingeführt werden sollen“, 
heißt es im Text relativ konkret. Allerdings ist es eher unwahrscheinlich, dass diese neuen Ab-
gaben einstimmig von allen EU-Ländern unterstützt werden. Somit müssen möglicherweise an-
dere Wege beschritten werden, wenn die Staats- und Regierungschefs verhindern wollen, dass 
ihre zukünftigen nationalen Haushalte weitere Schuldenrückzahlungsverpflichtungen enthalten. 
Interessant könnte in Zukunft auch werden, ob die weitere Entscheidungsfindung der 27 Staaten 
mit dem Einstimmigkeitsprinzip verbleibt oder die qualifizierte Mehrheit als Abstimmungsmecha-
nismus in Steuerangelegenheiten eingeführt wird. 

Zunächst müssen die neuen Haushaltsinstrumente den Segen der Europaabgeordneten erhal-
ten. Das EU-Parlament hat jedoch die Beschlüsse des EU-Rates am 23. Juli 2020 erstmal ab-
gelehnt. Die Abgeordneten kritisieren unter anderem Kürzungen an Klima-Programmen und 
fürchten, dass Milliarden Euro in die falschen Hände geraten. Die Europaabgeordneten bezeich-
nen den Kompromiss der Staats- und Regierungschefs als unambitioniert. Die Verhandlungen 
zwischen dem EU-Parlament und dem Rat werden im September weitergeführt.  

Stand: 21. August 2020 
Quellen: 

➢ Weiteren Informationen zum ersten Hilfspaket der EU 
➢ Schlussfolgerungen des außerordentlichen Tagung des Europäischen Rates vom 17. 

bis 21. Juli 2020 

D. Gesetzliche Umsetzung des Konjunkturpaketes 

21. Jahressteuergesetz 2020 

Am 17. Juli 2020 hat das BMF den Referentenentwurf zum Jahressteuergesetz 2020 veröffent-
licht. Die BStBK hat am 14. August 2020 ihre Stellungnahme zum Referentenentwurf abgege-
ben.  

In verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts hat sich fachlich notwendiger Gesetz-
gebungsbedarf ergeben. Dies betrifft insbesondere notwendige Anpassungen an EU-Recht und 
EuGH-Rechtsprechung sowie Reaktionen auf Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. Darüber 
besteht ein Erfordernis zur Umsetzung eines unvermeidlich entstandenen technischen Rege-
lungsbedarfs. Hierzu gehören Verfahrens- und Zuständigkeitsfragen, Folgeänderungen, Anpas-
sungen aufgrund von vorangegangenen Gesetzesänderungen und Fehlerkorrekturen. 

Hierzu gehören insbesondere folgende Maßnahmen: 

https://www.euractiv.de/section/energie-und-umwelt/news/eu-plaene-fuer-eine-co2-grenzsteuer-bewegen-auch-russland/
https://www.eib.org/de/about/initiatives/covid-19-response/index.htm?utm_source=twitter&utm_medium=Social&utm_campaign=EIB-Thematic&utm_content=na&cid=Social_twitter_EIB-Thematic_2020-03-19-12_en_na_na_Health-LifeSciences
https://www.consilium.europa.eu/media/45136/210720-euco-final-conclusions-de.pdf?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Schlussfolgerungen+des+Europ%c3%a4ischen+Rates%2c+17.-21.%c2%a0Juli%c2%a02020
https://www.consilium.europa.eu/media/45136/210720-euco-final-conclusions-de.pdf?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Schlussfolgerungen+des+Europ%c3%a4ischen+Rates%2c+17.-21.%c2%a0Juli%c2%a02020
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-07-17-JStG-2020/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/stellungnahmen/BStBK_2020-026_2020-08-14_Stellgn_RefE_JStG_2020.pdf
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• die zielgenauere Ausgestaltung der Investitionsabzugsbeträge des § 7g EStG auch un-
ter Berücksichtigung der vorübergehenden besonderen Situation der Corona-Krise, 

• die Erweiterung der steuerrechtlichen Berücksichtigung von Aufwendungen bei der ver-
billigten Wohnraumvermietung, § 21 Absatz 2 Satz 1 EStG, 

• die Einführung eines Datenaustauschs zwischen den Unternehmen der privaten Kran-
kenversicherung, der Finanzverwaltung und den Arbeitgebern, der im Lohnsteuerab-
zugsverfahren die bestehenden Verfahren mittels Papierbescheinigungen vollständig er-
setzt, §§ 39 ff. EStG, 

• die Umsetzung der zweiten Stufe des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets sowie 

• die Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers nach § 13b UStG 
(Reverse-Charge-Verfahren) auf Telekommunikationsdienstleistungen an sog. Wieder-
verkäufer. 

Stand: 21. August 2020 
Quellen: 

➢ Weiteren Informationen zu dem geplanten Maßnahmen 

 

22. Zweites Corona-Steuerhilfegesetz 

Am 12. Juni 2020 hat die Bundesregierung einen Gesetzentwurf eines 2. Corona-Steuerhilfe-
gesetzes beschlossen, in dem erste Maßnahmen der Eckpunkte eines umfangreichen Konjunk-
tur- und Zukunftspaketes der Bundesregierung vom 3. Juni 2020 umgesetzt werden. 

Die BStBK hat bereits am 10. Juni 2020 eine Stellungnahme zur entsprechenden Formulie-
rungshilfe dem BMF und dem Finanzausschuss des Deutschen Bundestages übersendet. Es 
werden insbesondere folgende – jeweils mit einer Einschätzung der BStBK versehene – Geset-
zesänderungen vorgesehen. Am 19. Juni 2020 hat die BStBK ihre Stellungnahme zur Anhörung 
vorm dem Finanzausschuss des Deutschen Bundestages abgegeben. Am 22. Juni 2020 hat die 
BStBK an der Anhörung vorm Finanzausschuss des Deutschen Bundestages teilgenommen. 

Der Bundesrat hat am 29. Juni 2020 in einer Sondersitzung dem Zweiten-Corona-SteuerhilfeG 
zugestimmt. Zuvor hatte es der Bundestag am Vormittag desselben Tages in 2./3. Lesung ver-
abschiedet.  

a) Förderung der Elektromobilität (§ 6 Abs.1 Nr. 4 Satz 2 Nr. 3 und Satz 3 Nr. 3 EStG-E) 

Bei der Besteuerung der privaten Nutzung von reinelektrischen Dienstwagen soll die Kaufpreis-
grenze, bis zu welcher der Listenpreis des Pkws nur zu 25 % anzusetzen ist, von 40.000 Euro 
auf 60.000 Euro angehoben werden. Dies soll bereits rückwirkend ab dem 1. Januar 2020 gel-
ten. 

Diese Maßnahme wird u. E. einen spürbaren Investitionsanreiz bieten, da die Zahl der Modelle, 
die in den Genuss der Förderung kommen können, hierdurch steigt. 

https://www.haufe.de/steuern/gesetzgebung-politik/jahressteuergesetz-2020_168_521112.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-06-12-Zweites-Corona-Steuerhilfegesetz/2-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-06-12-Zweites-Corona-Steuerhilfegesetz/2-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Stellungnahme_Referentenentwurf-2.CoronaSteuerhilfegesetz.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Stellungnahme_Referentenentwurf-2.CoronaSteuerhilfegesetz.pdf
https://www.bstbk.de/de/themen/brennpunktthemen/aktuelle-gesetzgebung
https://www.bstbk.de/de/themen/brennpunktthemen/aktuelle-gesetzgebung
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw26-pa-finanzen-corona-steuerhilfe-700692
http://dipbt.bundestag.de/dip21.web/searchDocuments/simple_search_result.do?selId=242729&tablename=drsTable&method=selectDrs&offset=0&anzahl=100&sort=4&direction=desc
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b) Einführung einer degressiven AfA (§ 7 Abs. 2 EStG-E) 

Bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die in den Jahren 2020 und 2021 ange-
schafft oder hergestellt werden, sollen degressiv mit dem 2,5-fachen der linearen AfA-Sätze 
abgeschrieben werden können, maximal mit 25 %. 

Die Möglichkeit einer degressiven AfA hat bereits in der Vergangenheit oft positive Konjunktur-
wirkungen entfaltet, da sie die Liquidität der Unternehmen verbessert. Wir begrüßen daher ihre 
Wiedereinführung in der gegenwärtigen Situation, halten aber eine Befristung bis 2021 für zu 
kurz, um nachhaltige Investitionsanreize zu setzen. Auch nach dem Auslaufen der Maßnahme 
(geplant Ende 2021) sollte dauerhaft eine schnellere Abschreibung ermöglich werden. 

c) Anhebung der Höchstbetragsgrenzen beim Verlustrücktrag (§ 10d Abs. 1 Satz 1 
EStG-E) 

Die Höchstbetragsgrenzen beim Verlustrücktrag gemäß § 10d Abs. 1 Satz 1 EStG-E sollen für 
die Veranlagungsverluste von 1 Mio. Euro auf 5 Mio. Euro bei Einzelveranlagung und von 2 Mio. 
Euro auf 10 Mio. Euro bei Zusammenveranlagung für Verluste der Veranlagungszeiträume 
2020 und 2021 angehoben werden.  

Wir begrüßen die nun vorgesehene betragsmäßige Ausweitung des Verlustrücktrags. Für grö-
ßere Unternehmen könnte die Verlustverrechnung allerdings nicht ausreichend sein, sodass wir 
zu einer – zumindest temporär – der Höhe nach unbegrenzte Verlustverrechnung anregen. Zu-
dem halten wir eine zeitliche Ausweitung des Verlustrücktragszeitraums auf mindestens zwei 
weitere Jahre für erforderlich. Daneben halten wir die Abschaffung bzw. Aussetzung der Min-
destbesteuerung i. S. d. § 10d Abs. 2 EStG für dringend geboten.  

d) Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b EStG-E) 

Der Entlastungsbetrag soll für die Kalenderjahre 2020 und 2021 jeweils um 2.100 Euro auf 4.008 
Euro angehoben werden.  

Wir begrüßen diese Berücksichtigung der krisenbedingten Erschwernisse bei der Kinderbetreu-
ung, von der Alleinerziehende besonders betroffen sind. 

e) Erhöhung der Gewerbesteuer-Anrechnung (§ 35 EStG-E) 

Im Gesetzentwurf ist eine Anhebung des in § 35 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 EStG-E geregelten 
Gewerbesteuer-Anrechnungssatzes von 3,8 auf 4,0 vorgesehen, die bereits in Ankündigung 
des Koalitionsausschusses vom 3. Juni 2020 enthalten ist. Danach soll nun eine Anhebung des 
Ermäßigungsfaktors bei Einkünften aus Gewerbebetrieb vom 3,8-fachen auf das 4-fache des 
Gewerbesteuer-Messbetrags erfolgen. Die durchschnittlichen Hebesätze bewegten sich 2019 
in vielen Gemeinden jedoch zwischen dem 4,3-fachen und dem 4,7-fachen. Bei der Anhebung 
des Ermäßigungsfaktors sollte daher u. E. eine Anhebung auf das 4,5-fache vorgenommen wer-
den. Zu einer Überkompensation der Belastung kann es nicht kommen, da die Ermäßigung 
betragsmäßig jeweils auf die tatsächlich zu zahlende Gewerbesteuer beschränkt ist. 



 

 

 

 

 

 

    

Stand: 21. August 2020  24 

f) Vorübergehende Fristverlängerung bei der 6b-Rücklage und beim Investitionsab-
zugsbetrag gem. § 7g EStG um jeweils ein Jahr (§ 52 Abs. 14 und 16 EStG-E) 

Die Fristen des § 6b Abs. 3 Satz 2, 3 und 5, Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 sowie Abs. 10 Satz 1 und 8 
EStG verlängern sich jeweils um ein Jahr, wenn die Rücklage wegen § 6b Abs. 3 Satz 5, Abs. 
8 Satz 1 Nr. 1 EStG i. V. m. Abs. 3 Satz 5 oder Abs. 10 Satz 8 EStG am Schluss des nach dem 
28. Februar 2020 und vor dem 1. Januar 2021 endenden Wirtschaftsjahres aufzulösen wäre. 
Das BMF erhält darüber hinaus eine Verordnungsermächtigung, die Fristen in bestimmten Fäl-
len um ein weiteres Jahr zu verlängern, wenn dies aufgrund fortbestehender Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie in der Bundesrepublik Deutschland geboten erscheint.  

Bei in nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 1. Januar 2018 endenden Wirtschaftsjahren 
beanspruchten Investitionsabzugsbeträgen nach § 7g EStG soll die Investitionsfrist abweichend 
von § 7g Abs. 3 Satz 1 erst zum Ende des vierten auf das Wirtschaftsjahr des Abzugs folgenden 
Wirtschaftsjahres enden. Damit käme es zu einer Verlängerung der in 2020 endenden Fristen 
für die Verwendung von Investitionsabzugsbeträgen nach § 7g EStG um ein Jahr. 

Wir begrüßen die nun avisierten und seitens der BStBK bereits geforderten Verlängerungen der 
Fristen, die aus unserer Sicht in der aktuellen Situation dringend geboten erscheint. 

g) Gewährung eines Kinderbonus (§ 66 Abs. 1 EStG-E) 

Für jedes im Jahr 2020 kindergeldberechtigte Kind wird ein Einmalbetrag in Höhe von 300 Euro 
gezahlt. 

Positiv hervorzuheben ist, dass der Bonus sich in das bestehende System von Kindergeld und 
Kinderfreibetrag einfügt und hier keine Sonderregelungen getroffen werden. Darüber hinaus 
begrüßen wir, dass der Kinderbonus nicht auf Sozialleistungen angerechnet wird.  

h) Anpassung von Vorauszahlungen für den Veranlagungszeitraum 2019 (§ 110 EStG-
E) und Vorläufiger Verlustrücktrag für 2020 (§ 111 EStG-E) 

Mit den §§ 110 und 111 EStG-E sollen die Regelungen des BMF-Schreibens vom 24. April 2020 
zur pauschalierten Herabsetzung bereits geleisteter Vorauszahlungen für 2019 gesetzlich nor-
miert sowie erweitert werden. Nach § 110 EStG-E sollen auf Antrag die Vorauszahlungen für 
2019 in Höhe des vorläufigen Verlustrücktrags für 2020 nachträglich herabgesetzt werden kön-
nen. Der vorläufige Verlustrücktrag für 2020 soll pauschal 30 % des Gesamtbetrags der Ein-
künfte, welcher der Festsetzung der Vorauszahlungen 2019 zugrunde gelegt wurde, betragen.  

Nach § 111 EStG-E soll die Erhöhung der Höchstbetragsgrenzen beim Verlustrücktrag bereits 
bei der Veranlagung 2019 berücksichtigt werden. Danach soll ein vorläufiger Verlustrücktrag für 
2020 auf Antrag vom Gesamtbetrag der Einkünfte 2019 abziehbar sein. Der vorläufige Verlust-
rücktrag soll pauschal 30 % des Gesamtbetrags der Einkünfte des Veranlagungszeitraum 2019 
betragen. Mit der Veranlagung für den Veranlagungszeitraum 2020 soll dann die Korrektur des 
vorläufigen Verlustrücktrags durch den tatsächlich ermittelten Verlustvortrag erfolgen. Führt die 
Herabsetzung von Vorauszahlungen für den Veranlagungszeitraum 2019 aufgrund eines vo-
raussichtlich erwarteten Verlustrücktrags für 2020 zu einer Nachzahlung bei der Steuerfestset-
zung für den Veranlagungszeitraum 2019, so wird diese auf Antrag des Steuerpflichtigen bis 
zum Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe der Steuerfestsetzung für den Veranlagungszeit-
raum 2020 gestundet. Stundungszinsen werden nicht erhoben.  
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Die pauschale Minderung (§ 110 EStG-E) bzw. der vorläufige Verlustrücktrag (§ 111 EStG-E ) 
sollen der Höhe nach auf 5 Mio. Euro (10 Mio. Euro bei Zusammenveranlagung) begrenzt sein 
und nur gewährt werden, wenn die Vorauszahlungen für den Veranlagungszeitraum 2020 auf 0 
Euro herabgesetzt wurden. Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit sind davon jeweils ausge-
nommen. Der Steuerpflichtige kann auch eine Herabsetzung um mehr als 30 % des maßgebli-
chen Gesamtbetrags der Einkünfte beantragen, wenn er dies anhand detaillierter Unterlagen (z. 
B. anhand betriebswirtschaftlicher Auswertungen) nachweisen kann. 

Diese Verbesserung und Schaffung einer unterjährigen Verlustverrechnungsmöglichkeit ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Dennoch sind die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen nach un-
serer Auffassung unzureichend, da – ohne weitere Nachweise – lediglich eine pauschale Be-
rücksichtigung in Höhe von 30 % des jeweils maßgeblichen Gesamtbetrags der Einkünfte er-
folgt. Deutlich einfacher, ohne weitere etwaige Nachweispflichten und aus unserer Sicht gegen-
über den avisierten Regelungen der §§ 110 und 111 EStG-E vorzugswürdig erscheint hingegen 
die im Eckpunktepapier eines Konjunktur- und Zukunftspakets noch in Aussicht gestellte Ein-
führung einer steuerfreien Rücklage 2019, die wir auch bereits mehrfach gefordert haben.  

i) Verschiebung der Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer (§ 21 Abs. 3a UStG-E) 

Die Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer wird auf den 26. des zweiten Folgemonats ver-
schoben. 

Die Verschiebung des Fälligkeitstermins um rund sechs Wochen soll einen Liquiditätseffekt bei 
den Unternehmen bewirken. 

Dieser Vorstoß ist ein Schritt in die richtige Richtung und wird einigen Unternehmen helfen. Die 
BStBK möchte jedoch betonen, dass weiterhin die Notwendigkeit besteht, eine Direktverrech-
nung der EUSt mit dem Vorsteuererstattungsanspruch in Deutschland zu implementieren. An-
ders, als die amtliche Begründung des Gesetzesentwurfes darstellt, führt die Verschiebung des 
Fälligkeitstermins um rund sechs Wochen NICHT zu einem Liquiditätseffekt, von dem zunächst 
ALLE einführenden Unternehmen profitieren. Einer ganzen Reihe von Unternehmen wird der 
Zugang zur Neuregelung verwehrt bleiben, so dass nur ein Teil der Unternehmen, aber nicht 
die gesamte importierende Wirtschaft, mit der Regelung begünstigt wird. 

j) Senkung des Umsatzsteuersatzes von 19 % auf 16 % und von 7 % auf 5 % (§ 28 Abs. 1 
und 2 UStG-E) 

Zur Stärkung der Binnennachfrage in Deutschland wird befristet vom 1. Juli 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 der Mehrwertsteuersatz i. S. d. § 12 UStG von 19 % auf 16 % und von 7 % 
auf 5 % gesenkt. Wir sehen es besonders kritisch, eine temporäre Änderung im Massenverfah-
ren der Umsatzsteuer mit wenigen Wochen Vorlaufzeit einzuführen. Auf die Unternehmen, Steu-
erberater und die Finanzverwaltung kommt ein erheblicher Umstellungsaufwand zu. Dessen 
ungeachtet führt die Änderung des Umsatzsteuersatzes aber auch zu erheblichen steuer- und 
zivilrechtlichen Herausforderungen und Risiken für sämtliche in Deutschland umsatzsteuerlich 
registrierte Unternehmen. Um die Probleme bei der Umstellung abzumildern hat die BStBK vor-
geschlagen, folgende zwei zentrale Regelungen zu treffen:  

• Nichtbeanstandungsregelung für den B2B-Bereich  
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• Verschiebung der Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldung um mindestens einen Monat  

k) Änderung des Gewerbesteuergesetzes (§ 8 Nr. 1 GewStG-E) 

In § 8 Nr. 1 GewStG-E soll der für die dort genannten Hinzurechnungstatbestände gewährte 
Freibetrag von100.000 Euro auf 200.000 Euro verdoppelt werden. Diese Änderung erfolgt nach 
dem vorliegenden Entwurf nicht befristet. 

Die geplante Änderung adressiert die Problematik, dass trotz fehlender Gewinne aufgrund von 
Hinzurechnungen Gewerbesteuer entsteht, die aus der Substanz des Unternehmens zu entrich-
ten ist. Wir begrüßen wir die Anhebung des Freibetrags als schnell wirksame Hilfsmaßnahme 
für die Unternehmen. Die grundlegende Problematik der Substanzbesteuerung wird damit aller-
dings nicht gelöst. Da sich aktuell in der Krise erneut zeigt, dass auch mit Hinzurechnungen die 
Gewerbesteuer nicht als verlässliche Einnahmequelle für die Kommunen geeignet ist, plädieren 
wir dringend dafür, mittelfristig einen Ersatz für die Gewerbesteuer zu finden. Dies wäre auch 
für die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Deutschland von Vorteil. 

l) Verhältnis zur strafrechtlichen Einziehung (§ 375a AO-E)  

Durch einen neuen § 375a AO-E soll künftig für Fälle der Steuerhinterziehung geregelt werden, 
dass Steueransprüche, die noch nicht erfüllt, jedoch schon verjährt sind, die Einziehung nach 
§ 73 StGB noch angeordnet werden kann. Hierbei soll unerheblich sein, ob die Verjährung auf-
grund der Festsetzungs- oder Zahlungsverjährung eingetreten ist. 

Bei der avisierten Gesetzesänderung handelt es sich um eine drastische Verschärfung gegen-
über der bisherigen Rechtslage. Dies ist insoweit kritisch zu sehen, als hierdurch einerseits die 
Rechtsprechung des BGH konterkariert wird und andererseits ein Wertungswiderspruch zur Re-
gelung des § 73e Abs. 1 StGB begründet wird. Die Einziehung kann sich künftig auf sämtliche 
aus dem Steuerschuldverhältnis resultierende, bereits erloschene Ansprüche erstrecken. Das 
geht u. E. zu weit. Zudem erschließt sich der Zusammenhang zu konjunkturfördernden und die 
Zukunft von Unternehmen sichernden Maßnahmen, worauf das 2. Corona-Steuerhilfegesetz 
eigentlich abzielen sollte, in Anbetracht dieser intendierten Gesetzesänderung nicht.  

m) Ausweitung der Verjährung (§ 376 Abs. 3 und 4 AO-E) 

Bei der Verjährungsfrist nach § 376 AO-E soll die Grenze der Verfolgungsverjährung auf das 
Zweieinhalbfache der gesetzlichen Verjährungsfrist verlängert werden. Dies sind somit 25 
Jahre. 

Auch hierbei handelt es sich um eine drastische Verschärfung zu Lasten des Steuerpflichtigen, 
deren Verortung in einem Gesetz, das eigentlich konjunkturfördernde und die Zukunft von Un-
ternehmen sichernde Maßnahmen zum Inhalt hat, sich nur schwerlich erschließt. Mag auch die 
konkrete mit der Gesetzesänderung verfolgte Zielrichtung durchaus nachvollziehbar sein, so 
entfaltet die geplante Gesetzesänderung allerdings auch über die ausweislich der Gesetzesbe-
gründung zu erfassenden Konstellationen weitreichende Wirkung für sonstige Fälle besonders 
schwerer Steuerhinterziehung, deren Verjährungsfrist bereits derzeit mit 20 Jahren sehr umfas-
send erscheint. Diese Ausweitung der Verjährungsfrist kann sich nach unserer Auffassung ne-
gativ auf den Rechtsfrieden und den mit Ablauf der Verjährungsfrist herzustellenden Zustand 
einer Rechtssicherheit auswirken.  
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n) Befristete Erhöhung der maximalen Bemessungsgrundlage für die steuerliche For-
schungszulage (§ 3 Abs. 5 FZulG-E) 

Der Fördersatz von 25 % der steuerlichen Forschungszulage wird zum 1. Juli 2020 und befristet 
bis zum 30. Juni 2026 auf eine Bemessungsgrundlage von bis zu 4 Mio. Euro pro Unternehmen 
gewährt. Der mögliche Förderbetrag wird dadurch befristet auf 1 Mio. Euro verdoppelt.  

Somit sind förderfähige Aufwendungen, die vor dem 1. Juli 2020 entstanden sind, bis zu einer 
maximalen Bemessungsgrundlage von 2 000 000 Euro förderfähig. Entstehen beim Anspruchs-
berechtigten nach dem 30. Juni 2020 weitere förderfähige Aufwendungen, erhöht sich die Be-
messungsgrundlagenhöchstgrenze auf 4 000 000 Euro, d. h., dass weitere förderfähige Auf-
wendungen in Höhe von bis zu 2 000 000 Euro in die Bemessungsgrundlage einbezogen wer-
den können. Endet ein Wirtschaftsjahr im Laufe des Kalenderjahres 2020 nach dem 30. Juni 
2020, so ist entsprechend zu verfahren. Für nach dem 30. Juni 2020 entstandene Aufwendun-
gen erhöht sich die Bemessungsgrundlagenhöchstgrenze auf 4 000 000 Euro. Endet das Wirt-
schaftsjahr allerdings vor dem 1. Juli 2020, beträgt die Bemessungsgrundlagenhöchstgrenze 
unverändert 2 000 000 Euro. 

Damit wird die Zukunftsfähigkeit der deutschen Wirtschaft unterstützt. Wir begrüßen ausdrück-
lich das Ziel, für die Überwindung der Krise die Weichen auf eine verstärkte Ausrichtung auf 
Zukunftstechnologien und eine nachhaltige Produktion zu stellen. 

Stand: 12. Juni 2020 
Quellen: 

➢ Gesetzentwurf der Bundesregierung zum 2. Corona-Steuerhilfegesetz 
➢ Stellungnahme BStBK zur Formulierungshilfe von CDU/CSU und SPD 
➢ BStBK-Eingabe zum BMF-Schreiben zur Umsatzsteuersatzsenkung 
➢ Eingabe an die Steuerabteilungsleiter von Bund und Ländern vom 16. Juni 2020 
➢ Stellungnahme der BStBK zum Regierungsentwurf Zweites Corona SteuerhilfeG 
➢ Beschlussempfehlung des Finanzausschuss zum Zweiten Corona-SteuerhilfeG 
➢ Verabschiedung Bundesrat 

E. Wichtige Punkte zu den Soforthilfemaßnahmen 

In diesem Kapitel werden wichtige Themenkomplexe zu den Corona-Soforthilfemaßnahmen, 
die weiterhin von großer Bedeutung sind erläutert. Die bisherigen Fragestellungen aus dem 
FAQ-Katalog zu den Soforthilfen des Bundes und der Länder der Bundessteuerberaterkammer 
sind weiterhin unter diesem Link abrufbar. 

23. Berücksichtigung von Corona-Soforthilfen in Steuererklärungen 

Soforthilfen, die zur Vermeidung von Liquiditätsengpässen und zur Minderung der durch die 
Pandemie verursachten wirtschaftlichen Belastungen an kleine Unternehmen, Solo-
selbständige und Angehörige der Freien Berufe, gezahlt wurden, sind als nicht rückzahlbare 
Zuschüsse konzipiert. Ertragsteuerlich sind sie nach den allgemeinen steuerrechtlichen 
Regelungen in der Gewinnermittlung zu berücksichtigen und wirken sich gewinnerhöhend aus.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-06-12-Zweites-Corona-Steuerhilfegesetz/2-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Stellungnahme_Referentenentwurf-2.CoronaSteuerhilfegesetz.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Eingabe_Umsatzsteuersenkung.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/recht-und-berufsrecht/gesetze-und-verordnungen/BStBK-Eingabe_Umsatzsteuersenkung-BMF-Steuerabteilungsleiter.pdf
https://www.bstbk.de/de/themen/brennpunktthemen/aktuelle-gesetzgebung
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/203/1920332.pdf
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/991/tagesordnung-991.html
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/neuigkeiten/FAQ_Katalog_CORONA_KRISE.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/neuigkeiten/FAQ_Katalog_CORONA_KRISE.pdf
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Nach vorläufiger Auskunft der Finanzverwaltung sind sie voraussichtlich wie folgt in den (Ertrag) 
Steuerformularen zu erfassen:  

• in der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG sind die Zahlungen in der Anlage EÜR zu 
erfassen (Zeile 15 / Kennzahl 20.103), 

• bei Bilanzierung sind die Zahlungen in der E-Bilanz unter den nachfolgenden Taxonomie-
Positionen (Taxonomie-Versionen 6.3 und 6.4): „sonstige betriebliche Erträge (GKV), 
Zuschüsse und Zulagen, Ebene 7: Mussfeld“, 

Um spätere Rückfragen zu vermeiden, empfiehlt die Finanzverwaltung, die Corona-Soforthilfen 
(Liquiditätshilfen/Zuschüsse) in einer der beiden nachstehenden Taxonomiepositionen zu 
deklarieren: 

• sonstige betriebliche Erträge (GKV), Zuschüsse und Zulagen, steuerfreie Zuschüsse und 
Zulagen, Ebene 8, 

• sonstige betriebliche Erträge (GKV), Zuschüsse und Zulagen, sonstige Zuschüsse und 
Zulagen, Ebene 8. 

Durch eine Kontenzuordnung (Standard-Mapping) soll sichergestellt werden, dass bei Verwen-
dung der (Unter-)Position(en) diese in die folgende (Ober-)Position einmünden:  

• „sonstige betriebliche Erträge (GKV), Zuschüsse und Zulagen Ebene 7: Mussfeld“ 

Aus umsatzsteuerlicher Sicht stellen die im Rahmen des „Corona-Soforthilfe-Programms“ der 
Länder und der Bundesregierung gewährten Leistungen echte nichtsteuerbare Zuschüsse dar 
und sind weder in den Umsatzsteuer-Voranmeldungen noch in den Umsatzsteuer-
Jahreserklärungen anzugeben. 

Stand: 18. Juni 2020  
Quelle: 

➢ Umsatzsteuerliche Behandlung von Corona-Soforthilfen 

24. Rechtsgrundlagen für die Auszahlung der Corona-Soforthilfen 

Bis zum 31. Mai 2020 konnten Kleinunternehmen aus allen Wirtschaftsbereichen sowie Solo-
selbständige und Angehörige der Freien Berufe steuerbare Zuschüsse als einmalige Soforthil-
fen beantragen, um wirtschaftliche Schäden der Pandemie abzumildern und ihre unternehme-
rische Existenz zu sichern. Mit den Soforthilfen sollten die Antragsteller in die Lage versetzt 
werden, laufende betriebliche Ausgaben zu begleichen.  

Soforthilfen wurden sowohl aus Bundes- als auch aus Landesmitteln gewährt. Es sind Billig-
keitsleistungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht. Die zuständigen Bewilligungsstellen ent-
scheiden über die Anträge im Rahmen pflichtgemäßen Ermessens auf Grundlage und unter 
Beachtung von Förderrichtlinien, geltender bundes- bzw. landeshaushaltsrechtlicher Bestim-
mungen, der Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Länder sowie der Bestimmun-
gen des europäischen Beihilferechts. Es wird ein schriftlicher Bewilligungsbescheid erteilt (vgl. 
§ 35 VwVfG). 

https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__4.html
https://www.finanzamt.bayern.de/Informationen/Steuerinfos/Weitere_Themen/Coronavirus/default.php?f=LfSt&c=n&d=x&t=x
https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__35.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__35.html
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Die Förderrichtlinien der Landesprogramme sind in der Regel auf den Webseiten der auszah-
lenden Stellen veröffentlicht, u. a.:  

➢ Soforthilfe-Förderrichtlinie Bremen 
➢ Soforthilfe-Förderrichtlinie Bayern 
➢ Soforthilfe-Förderrichtlinie Brandenburg 

Das Antrags- und Auszahlungsverfahren des Bundesprogramms hat der Bund den Ländern auf 
der Basis einer Verwaltungsvereinbarung und dazu vom Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) erlassenen Vollzugshinweisen übertragen. 

Stand: 9. Juni 2020  
Quellen: 

➢ Verwaltungsvereinbarung zw. Bund und Ländern 
➢ Vollzugshinweise-für-die-Soforthilfen-des-Bundes 

25. Vorhalten/Aufbewahrung von Unterlagen von gewährten Corona-Soforthilfen 

Im Antragsformular muss der Antragsteller versichern, dass er alle Angaben nach bestem Wis-
sen und Gewissen und wahrheitsgetreu gemacht hat. Die Gewährung der Soforthilfe erfolgt 
unter Zugrundelegung der im Antrag gemachten Angaben. Um eine schnelle Bearbeitung und 
Auszahlung zu gewährleisten, müssen mit der Antragstellung zunächst keine Belege einge-
reicht werden. Auf Verlangen müssen die erforderlichen Unterlagen und Informationen der zu-
ständigen Behörde vorgelegt werden. Darüber hinaus ist auch eine spätere Überprüfung der 
Berechnung nicht ausgeschlossen.  

Hinzu kommt, dass das Finanzamt die Möglichkeit hat, die Plausibilität der Inanspruchnahme 
im Nachhinein zu überprüfen, da dem Antrag die Steuernummer bzw. die Steuer-ID beizufügen 
sind.  

Wer sich als Unternehmer nicht dem Vorwurf aussetzen will, die Corona-Soforthilfe unberechtigt 
erhalten zu haben, sollte auch für spätere Nachfragen dokumentieren, dass das Unternehmen 
bei der Beantragung der Soforthilfe von einer existenzbedrohenden Notlage ausgegangen ist. 
Eine solche Aufzeichnung kann später auch im Rahmen von Nachfragen bei der Steuererklä-
rung vorgelegt werden. Einige Länder halten für die Dokumentation des Liquiditätsproblems 
auch entsprechende Formulare bereit. 

Stand: 18. Juni 2020  
Quelle: 

➢ Erläuterungen zum NRW-Soforthilfe-Programm 

26. Rückzahlung von Corona-Soforthilfen bzw. Zuschüssen 

Grundsätzlich handelt es sich bei den Soforthilfen vom Bund und den Ländern um Billigkeits-
leistungen, die nicht zurückgezahlt werden müssen. Voraussetzung ist jedoch, dass Antragstel-
lung und Verwendung rechtmäßig erfolgt sind.  

Übersteigen die bewilligten Soforthilfen nach Ablauf der drei Monate, für die sie gewährt wurden, 
nachweislich den Liquiditätsbedarf des Antragstellers (z. B. durch Versicherungsleistungen, an-
dere Fördermaßnahmen oder höhere Einnahmen als prognostiziert), sind die überzahlten 

https://www.foerderdatenbank.de/FDB/Content/DE/Foerderprogramm/Land/Bremen/hb-corona-soforthilfe.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_7071_W_11038?AspxAutoDetectCookieSupport=1
https://www.ilb.de/de/pdf/richtlinie_1163308.pdf
https://steuerberater-verband.de/wp-content/uploads/2020/03/verwaltungsvereinbarung.pdf
https://steuerberater-verband.de/wp-content/uploads/2020/03/vollzugshinweise-fuer-die-soforthilfen-des-bundes.pdf
https://www.wirtschaft.nrw/nrw-soforthilfe-2020
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Zuschüsse zurückzuzahlen. Einige Bundesländer bieten zur Hilfestellung bei der Berechnung 
einer solchen Überkompensation einen Vordruck an. Die Rückzahlung wird in der Regel durch 
einen Bescheid festgesetzt (vgl. §§ 48, 49 VwVfG). Stellen Steuerberater fest, dass eine Über-
kompensation vorliegt, kann möglicherweise nach den von der Rechtsprechung entwickelten 
allgemeinen Grundsätzen bei Dauermandaten auch eine Pflicht für Steuerberater dahingehend 
bestehen, ihre Mandanten darauf hinzuweisen und diesen dringend die Rückzahlung zu emp-
fehlen. Zu empfehlen ist auch, alle Vorgänge rund um die Beantragung der Corona-Soforthilfe 
wie z. B. die Liquiditätssituation und die erwartete Entwicklung zum Zeitpunkt der Beantragung 
zu dokumentieren (siehe auch vorstehend Frage 24). Mit diesen Aufzeichnungen kann später 
auch dem Strafbarkeitsvorwurf begegnet werden.  

Soweit ersichtlich, gibt es bisher kein formales Verfahren im Hinblick auf die Abwicklung von 
Rückzahlungen. Nach derzeitiger Lage empfiehlt es sich, den überzahlten Betrag auf das Konto 
zurückzuüberweisen, von dem die Soforthilfe ausgezahlt wurde. Dabei sollte die Antragsnum-
mer, das Aktenzeichen und/oder Bescheiddatum angegeben werden, damit die Rückzahlung 
zugeordnet werden kann.  

Soforthilfen sind unverzüglich zurückzuzahlen, wenn sie aufgrund falscher Angaben des An-
tragstellers gewährt wurden. Auch hier wird die Rückzahlung durch Bescheid festgesetzt (vgl. 
§§ 48, 49 VwVfG).  

Wer gegenüber der zuständigen Stelle unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder 
diese Stelle über subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt, muss als Antragsteller 
zudem mit einer Strafverfolgung u. a. wegen Subventionsbetrugs (§ 264 StGB) rechnen. Für die 
Strafbarkeit reicht bereits eine leichtfertige Begehung aus (§ 264 Abs. 5 StGB) aus. In der Regel 
haben die Mandanten die Corona-Soforthilfen selbst beantragt, so dass das Strafbarkeitsrisiko 
beim Mandanten selbst liegt.  

Probleme können dann entstehen, wenn der Steuerberater selbst tätig wurde. Denn Täter eines 
Subventionsbetrug kann auch sein, wer für einen anderen unrichtige oder unvollständige Anga-
ben macht, die für einen anderen vorteilhaft sind (§ 264 Abs. 1 Nr. 1 StGB). Dafür bedarf es 
aber einer vorsätzlichen oder leichtfertigen Begehung. Wer einen anderen beim Subventions-
betrug unterstützt, kann aber auch nach den allgemeinen strafrechtlichen Regelungen bei ent-
sprechendem Vorsatz hierzu Beilhilfe leisten. Auch wenn eine Rückzahlung eine Strafbarkeit 
nicht entfallen lässt, kann diese ggf. strafmildernd berücksichtigt werden. Steuerberater dürfen 
zu strafrechtlichen Fragen allerdings nicht beraten.  

Erkennen Steuerberater beim späteren Erstellen der Finanzbuchführung, dass ihre Mandanten 
Corona-Soforthilfen eigenständig beantragt haben und diese möglicherweise aufgrund falscher 
Angaben unberechtigt erhalten haben, sollten Steuerberater ihre Mandanten darauf hinweisen 
und sie auch darüber informieren, sich in allen Fragen zur Strafbarkeit anwaltlichen Rat einzu-
holen.  

Stand: 17. Juli 2020  

https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__48.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__48.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__48.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__264.html
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27. Haftung des Steuerberaters, wenn Banken fordern, dass Liquiditätspläne, betriebs-
wirtschaftliche Auswertungen u. ä. vom Steuerberater direkt vorgelegt bzw. vom 
Steuerberater unterzeichnet werden. 

Händigt der Steuerberater vom ihm für den Mandanten erstellte Liquiditätspläne, be-
triebswirtschaftliche Auswertungen u. ä. direkt der Bank aus, droht eine unmittelbare Haftung 
des Steuerberaters gegenüber der Bank aus einem stillschweigend abgeschlossenen Aus-
kunftsvertrag, wenn der Bank aufgrund fehlerhafter Unterlagen ein Schaden entsteht. Zwischen 
dem Steuerberater und dem Mandanten vereinbarte Allgemeine Auftragsbedingungen und die 
dort geregelte Haftungsbeschränkung gelten in diesem Fall gegenüber der Bank nicht. Dadurch 
kann eine unbeschränkte Haftung gegenüber der Bank entstehen.  

Der Steuerberater muss in diesen Fällen aktiv werden und mit der Bank schriftlich fixieren, dass 
seine Mitwirkung alleine auf der Seite des Mandanten erfolgt und hierdurch kein Vertragsver-
hältnis mit der Bank entsteht. Anderenfalls muss der Steuerberater mit der Bank die Geltung 
seiner Allgemeinen Auftragsbedingungen vereinbaren. 

Wenn der Mandant für die Bank erstellte und vom Steuerberater unterzeichnete Unterlagen der 
Bank übergibt, besteht zudem die Gefahr einer Dritthaftung des Steuerberaters aus einem Ver-
trag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter (hier: der Bank). Allerdings gelten in diesem Fall – 
anders als bei einem Anspruch aus einem stillschweigend abgeschlossenen Auskunftsvertrag 
– mit dem Mandanten wirksam vereinbarte Haftungsbeschränkungen nach § 334 BGB analog 
auch im Verhältnis zum Dritten (hier: Bank). 

Um diese Haftungsrisiken und die besondere Situation hinsichtlich der Corona-Pandemie zu 
berücksichtigen, kann ein der nachfolgenden Beispielformulierung entsprechender Zusatz ge-
wählt werden:   

 

 

 

„Sehr geehrte Damen und Herren, 

anbei erhalten Sie [….] 

Ich erkläre hiermit ausdrücklich, dass ich die vorbezeichneten Unterlagen allein in der Ei-
genschaft als Bote für meinen Mandanten übersende und mit Ihnen keinen Vertrag, insbe-
sondere keinen eigenständigen Auskunftsvertrag schließen will. 

Ergänzend hierzu weise ich darauf hin, dass die rechtlichen und wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Corona-Pandemie im Zeitpunkt der Erstellung nicht abschließend beurteilbar 
waren. 

Ferner weise ich darauf hin, dass nach der Rechtsprechung die Einwendungen aus dem 
Steuerberatungsvertrag mit dem Mandanten, insbesondere mit ihm vereinbarte Haftungs-
beschränkungen, nach § 334 BGB analog auch gegenüber der Bank Anwendung finden. § 
334 BGB wird ausdrücklich nicht abbedungen.“ 
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Stand: 21. August 2020 

F. Weitere wichtige Maßnahmen im Zusammenhang mit der Corona-Krise 

28. Steuerliche Regelungen für Grenzpendler 

Am 12. Juni 2020 hat das BMF eine Konsultationsvereinbarung mit der Schweiz veröffentlicht, 
mit der verhindert werden soll, dass Grenzpendler, die wegen der Corona-Krise im Homeoffice 
arbeiten, steuerliche Nachteile erleiden.  

Mit Belgien, Frankreich, Luxemburg, Österreich und den Niederlanden wurden solche Verstän-
digungs- bzw. Konsultationsvereinbarungen in den vergangenen Wochen bereits geschlossen.  

Bei Grenzpendlern, die normalerweise täglich von ihrem Wohnsitz aus in einen anderen Staat 
zur Arbeit pendeln, aber aufgrund der Corona-Krise vermehrt von zu Hause ausarbeiten, kann 
dies steuerliche Folgen auslösen. Im Hinblick auf Doppelbesteuerungsabkommen mit anderen 
Staaten, kann ein erhöhtes Maß an Home-Office-Tagen hingegen zu einer Änderung der Auf-
teilung der Besteuerungsrechte und damit zu einer Änderung der steuerlichen Situation der be-
troffenen Steuerpflichtigen führen. Das BMF strebt daher an, in diesen Fällen zeitlich befristete 
Konsultationsvereinbarungen zu schließen, um den Effekt, der mit einem ungewollten Wechsel 
des Besteuerungsrechts einhergeht, zu verhindern.  

Stand: 29. Juni 2020 
Quellen: 

➢ Allgemeine Mitteilung des BMF 
➢ Konsultationsvereinbarung mit Belgien 
➢ Verlängerung der Konsultationsvereinbarung mit Belgien   
➢ Zweite Verlängerung der Konsultationsvereinbarung mit Belgien  
➢ Konsultationsvereinbarung mit Frankreich  
➢ Verständigungsvereinbarung mit Luxemburg 
➢ Konsultationsvereinbarung mit den Niederlanden 
➢ Konsultationsvereinbarung mit Österreich 
➢ Konsultationsvereinbarung mit der Schweiz 

29.  Verlängerung der Nichtbeanstandungsregelung zur Aufrüstung von elektronischen 
Aufzeichnungssystemen mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung 
durch die Bundesländer 

Durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen vom  
22. Dezember 2016 wurde § 146a Abgabenordnung (AO) eingeführt. Demnach besteht ab dem 
1. Januar 2020 die Pflicht, elektronische Aufzeichnungssysteme im Sinne des § 146a Abs. 1  
S. 1 AO i. V. m. § 1 S. 1 KassenSichV sowie die damit zu führenden digitalen Aufzeichnungen 
durch eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung (TSE) zu schützen. 

Das Bundesministerium der Finanzen hatte im Benehmen mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder mit Schreiben vom 6. November 2019 (Az.: IV A 4 - S 0319/19/10002:001, 
2019/0891800; BStBl. 2019 S. 1010) klargestellt, dass die technisch notwendigen Anpassungen 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2020-04-03-Covid-19-Sonderregelungen-Grenzpendler-innen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Belgien/2020-05-07-Belgien-Abkommen-DBA-Konsultationsvereinbarung-Besteuerung-Grenzpendler.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Belgien/2020-05-26-Belgien-Abkommen-DBA-Verlaengerung-Konsultationsvereinbarung-Besteuerung-Grenzpendler.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Belgien/2020-06-25-Belgien-Abkommen-DBA-Verlaengerung-Konsultationsvereinbarung-Besteuerung-Grenzpendler.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Frankreich/2020-05-25-Konsultationsvereinbarung-DE-FR-Covid-19-Besteuerung-Grenzpendler.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Luxemburg/2020-04-06-entlastung-der-grenzueberschreitend-taetigen-arbeitnehmer-innen-im-hinblick-auf-die-massnahmen-zur-bekaempfung-der-Covid-19-pandemie.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Niederlande/2020-04-08-DBA-Niederlande-Konsultationsvereinbarung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Oesterreich/2020-04-16-konsultationsvereinbarung-zwischen-der-bundesrepublik-deutschland-und-der-republik-oesterreich-vom-15-04-2020.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Schweiz/2020-06-12-Konsultationsvereinbarung-steuerliche-behandlung-arbeitslohn-staatliche-unterstuetzungsleistungen-unselbststaendig-erwerbstaetige-massnahmen-zur-bekaempfung-der-COVID-19-pandemie.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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und Aufrüstungen umgehend durchzuführen und die rechtlichen Anforderungen unverzüglich 
umzusetzen sind. Zur Umsetzung einer flächendeckenden Aufrüstung elektronischer Aufzeich-
nungssysteme im Sinne des § 146a AO wird jedoch nicht beanstandet, wenn diese elektroni-
schen Aufzeichnungssysteme längstens bis zum 30. September 2020 noch nicht über eine TSE 
verfügen.  

Am 30. Juni 2020 hatte das BMF in einem Verbändeschreiben den 30. September 2020 als 
Termin für die verpflichtende Nutzung einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung in 
Registrierkassen bestätigt. Aus Sicht des BMF liegen alle Voraussetzungen für eine flächende-
ckende Aufrüstung der elektronischen Aufzeichnungssysteme vor. Vier zertifizierte TSE-Her-
steller bieten zertifizierte TSE auf dem Markt an, für die aufgrund der Corona-Krise auch keine 
Lieferschwierigkeiten bestünden. Die technisch notwendigen Anpassungen und Aufrüstungen 
der Kassensysteme seien daher laut BMF umgehend durchzuführen und damit die rechtlichen 
Voraussetzungen unverzüglich zu erfüllen. Eine Verlängerung der Nichtbeanstandungsrege-
lung über den 30. September 2020 hinaus wurde daher vom BMF nicht gewährt. 

Aufgrund der Corona-Krise, der kurzfristig vorrangig vorzunehmenden Anpassung der neuen 
Umsatzsteuersätze in den Kassensystemen sowie der Tatsache, dass noch keine zertifizierte 
cloudbasierte TSE-Lösung existiert, wird eine fristgerechte Umsetzung für viele Unternehmen 
trotz intensiver Bemühungen nicht möglich sein. Die Bundesländer haben daher mit Ausnahme 
von Bremen unter den nachfolgend dargestellten Voraussetzungen nach Maßgabe der jewei-
ligen Ländererlasse die Frist zur Aufrüstung der Kassen mit einer TSE bis 31. März 2021 aus 
Billigkeitsgründen (§ 148 AO) verlängert.  

Zu beachten ist, dass die Bundesländer in den Erlassen ausdrücklich darauf hinweisen, dass 
die technisch notwendigen Anpassungen und Aufrüstungen der Kassen weiterhin umgehend 
durchzuführen und die rechtlichen Voraussetzungen unverzüglich zu erfüllen sind. 
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Eine aktuelle Übersicht über die Regelungen in den Bundesländern finden Sie nachfolgend: 

 

 Voraussetzungen Quellen 
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Der Unternehmer hat die erforderliche Anzahl an TSE bei 
einem Kassenfachhändler oder einem anderen 
Dienstleister bis zum 30. September 2020 nachweislich 
verbindlich bestellt oder in Auftrag gegeben 

oder 

es ist der Einbau einer cloudbasierten TSE vorgesehen, 
eine solche ist aber nachweislich noch nicht verfügbar. 

Die vorgenannten Voraussetzungen sind durch ent-
sprechende Dokumente festzuhalten, der Verfahrens-
dokumentation zur Kassenführung beizufügen, für die 
Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen vorzuhalten 
und auf Verlangen vorzulegen. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://fm.baden-wuert-
temberg.de/de/ser-
vice/presse-und-oeffent-
lichkeitsarbeit/pressemit-
teilung/pid/frist-zur-um-
ruestung-auf-
manipulationssichere-
kassen-verlaengert/ 
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Der Unternehmer hat die erforderliche Anzahl an TSE bei 
einem Kassenfachhändler oder einem anderen 
Dienstleister bis zum 30. September 2020 nachweislich 
verbindlich bestellt oder in Auftrag gegeben 

oder 

es ist der Einbau einer cloudbasierten TSE vorgesehen, 
eine solche ist aber nachweislich noch nicht verfügbar. 

Die erforderlichen Nachweise sind der Verfahrens-
dokumentation zur Kassenführung beizufügen und für die 
Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist vorzuhalten. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://www.stmfh.bay-
ern.de/internet/stmf/aktu-
elles/pressemitteilun-
gen/24211/index.htm 

https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/frist-zur-umruestung-auf-manipulationssichere-kassen-verlaengert/
https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/frist-zur-umruestung-auf-manipulationssichere-kassen-verlaengert/
https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/frist-zur-umruestung-auf-manipulationssichere-kassen-verlaengert/
https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/frist-zur-umruestung-auf-manipulationssichere-kassen-verlaengert/
https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/frist-zur-umruestung-auf-manipulationssichere-kassen-verlaengert/
https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/frist-zur-umruestung-auf-manipulationssichere-kassen-verlaengert/
https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/frist-zur-umruestung-auf-manipulationssichere-kassen-verlaengert/
https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/frist-zur-umruestung-auf-manipulationssichere-kassen-verlaengert/
https://www.stmfh.bayern.de/internet/stmf/aktuelles/pressemitteilungen/24211/index.htm
https://www.stmfh.bayern.de/internet/stmf/aktuelles/pressemitteilungen/24211/index.htm
https://www.stmfh.bayern.de/internet/stmf/aktuelles/pressemitteilungen/24211/index.htm
https://www.stmfh.bayern.de/internet/stmf/aktuelles/pressemitteilungen/24211/index.htm
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Der Einbau der technischen Sicherheitseinrichtung muss 
bis zum 30. August 2020 mit einem konkreten Termin 
beauftragt sein. 

Firmen, die die technische Sicherheitseinrichtung anbieten 
oder den Einbau vornehmen, haben bestätigt, dass die 
Umrüstung nicht bis zum 30. September 2020 möglich ist. 

Der Einbau muss spätestens bis zum 31. März 2021 
erfolgen. 

Gemäß Abgabenordnung (§ 146a) müssen alle 
Verpflichtungen erfüllt werden. 

Für die Veranlagungszeiträume 2010 bis 2020 liegt kein 
Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen 
Steuerhinterziehung beziehungsweise Steuergefährdung 
vor, das mit einer Verurteilung, einem Strafbefehl, einer 
Auflage oder einem Bußgeldbescheid abgeschlossen 
wurde. 

Die Nachweise über die Voraussetzungen sind mit der 
Verfahrensdokumentation zur Kassenführung 
aufzubewahren und für die Dauer der gesetzlichen 
Aufbewahrungsfristen aufzubewahren und auf Verlangen 
vorzulegen. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

 

https://www.ber-
lin.de/sen/finan-
zen/presse/pressemittei-
lungen/pressemittei-
lung.965025.php 

https://www.berlin.de/sen/finanzen/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung.965025.php
https://www.berlin.de/sen/finanzen/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung.965025.php
https://www.berlin.de/sen/finanzen/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung.965025.php
https://www.berlin.de/sen/finanzen/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung.965025.php
https://www.berlin.de/sen/finanzen/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung.965025.php
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Der Unternehmer hat die erforderliche Anzahl an TSE bei 
einer Kassenfachhandlung, einer Kassenherstellung oder 
einer anderen Dienstleistung im Kassenbereich 
nachweislich bis spätestens 31.08.2020 mit dem 
fristgerechten Einbau von TSE beauftragt. Diese muss 
schriftlich versichern, dass der Einbau der TSE bis zum 
30.09.2020 nicht durchgeführt werden konnte es muss ein 
konkreter Einbautermin der TSE in das elektronische 
Aufzeichnungssystem benannt werden (spätestens bis 
zum 31.03.2021).  

Bei einem geplanten Einsatz einer cloudbasierten TSE 
müssen Unternehmen spätestens bis zum 31.08.2020 den 
fristgerechten Einsatz nachweislich beauftragt haben. Die 
Implementierung ist schnellstmöglich, spätestens bis zum 
31.03.2021 abzuschließen. • 

Es werden die übrigen bereits erfüllbaren Anforderungen 
des § 146a AO (insbesondere Belegausgabepflicht) 
beachtet. •  

Die Billigkeitsmaßnahme kann nicht gewährt werden, 
wenn für die Veranlagungszeiträume 2010- 2020 ein Straf- 
oder Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen 
Steuerhinterziehung bzw. Steuergefährdung durchgeführt 
wurde, das rechtskräftig mit einer Verurteilung, einem 
Strafbefehl, einer Auflage oder einem Bußgeldbescheid 
abschloss. 

Das Vorliegen der genannten Voraussetzungen ist durch 
eine entsprechende Dokumentation nachzuweisen, die der 
Verfahrensdokumentation zur Kassenführung beizufügen 
und für die Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist 
vorzuhalten und auf Verlangen vorzulegen. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich 

 

https://mdfe.branden-
burg.de/cms/de-
tail.php/bb1.c.673814.de 

https://mdfe.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.673814.de
https://mdfe.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.673814.de
https://mdfe.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.673814.de
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Bisher keine Verlängerung der Nichtbeanstandungs-
regelung. 

Gemäß Schreiben des Senators für Finanzen kann bei 
unverhältnismäßiger sachlicher und persönlicher Härte  
ein Antrag auf Erleichterung gemäß § 148 AO beim zustän-
digen Finanzamt gestellt werden. Sachliche Härte im Sin-
ne von § 148 AO ist u. a., wenn für das Unternehmen trotz 
intensiver Bemühungen nachweislich faktisch unmöglich 
ist, eine fristgerechte TSE-Aufrüstung bis zum  
30. September 2020 umzusetzen. Neben den sachlichen 
und persönlichen Härten darf die Besteuerung durch die 
Erleichterung nicht beeinträchtigt werden.  

Die bremischen Finanzämter sind auf ggf. eingehende 
Anträge auf Erleichterung gemäß § 148 AO sensibilisiert 
und werden diese bei Erfüllung der Voraussetzungen und 
dem Vorliegen entsprechender Nachweise entsprechend 
bescheiden. 

https://stbv-bre-
men.de/kein-laenderer-
lass-zur-verlaengerung-
der-nichtbeanstandungs-
regelung-beim-einsatz-
von-zertifizierten-techni-
schen-sicherheitseinrich-
tungen-zum-schutz-von-
kassensystemen-im-
lande-bremen/ 
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Es muss durch geeignete Unterlagen belegbar sein, dass 
die erforderliche Anzahl an TSE bis zum 30. September 
2020 bei einem Kassenfachhändler, einem Kassen-
hersteller oder einem anderen Dienstleister im Kassen-
bereich verbindlich bestellt oder der Einbau der TSE 
beauftragt worden ist. 

Ist der Einbau einer cloudbasierten TSE vorgesehen, eine 
solche aber noch nicht verfügbar, ist die Nichtverfügbarkeit 
durch geeignete Dokumente nachzuweisen. Der Einsatz 
der cloudbasierten oder einer anderen TSE muss auch in 
diesen Fällen bis zum 31. März 2021 sichergestellt wer-
den.  

Die genannten Nachweise sind im Rahmen der allge-
meinen Aufbewarungsfristen aufzubewahren und auf Ver-
langen vorzulegen. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://stbk-hamburg.de/ 

https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbv-bremen.de/kein-laendererlass-zur-verlaengerung-der-nichtbeanstandungsregelung-beim-einsatz-von-zertifizierten-technischen-sicherheitseinrichtungen-zum-schutz-von-kassensystemen-im-lande-bremen/
https://stbk-hamburg.de/
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Der Steuerpflichtige muss spätestens bis 30. September 
2020 eine TSE verbindlich bestellt oder einen Kassen-
fachhändler, einen Kassenhersteller oder einen anderen 
Dienstleister im Kassenbereich verbindlich mit dem 
fristgerechten funktionsfertigen Einbau der TSE in das 
elektronische Aufzeichnungssystem beauftragt haben. 

Ist der Einbau einer cloudbasierten TSE beabsichtigt, eine 
solche aber noch nicht verfügbar, ist die Nichtverfügbarkeit 
durch geeignete Dokumente nachzuweisen. Der funk-
tionsfertige Einbau einer TSE bis zum 31. März 2021 muss 
auch in diesen Fällen sichergestellt werden.  

Nachweise sind vom Steuerpflichtigen im Rahmen der 
allgemeinen Aufbewahrungsfristen aufzubewahren und 
auf Verlangen der Finanzverwaltung vorzulegen.  

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich.  

https://www.stbk-hes-
sen.de/aktuelles-berufs-
recht/aktuelle-themen/ 

M
e

c
k

le
n

b
u

rg
-V

o
rp

o
m

m
e

rn
 

Bis spätestens 30. September 2020 wurde ein Kassen-
fachhändler, ein Kassenhersteller oder ein anderer Dienst-
leister im Kassenbereich mit dem fristgerechten Einbau 
einer TSE nachweislich beauftragt. 

Bei geplantem Einsatz einer cloudbasierten TSE, wurde 
der fristgerechte Einsatz nachweislich bis zum 30. Sep-
tember 2020 beauftragt. 

Die Nachweise sind mit der Verfahrensdokumentation zur 
Kassenführung nach den allgemeinen Aufbewahrungs-
fristen aufzubewahren und auf Verlangen vorzulegen. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://www.regierung-
mv.de/Landesregie-
rung/fm/Aktu-
ell/?id=162095&proces-
sor=processor.sa.pres-
semitteilung 

https://www.stbk-hessen.de/aktuelles-berufsrecht/aktuelle-themen/
https://www.stbk-hessen.de/aktuelles-berufsrecht/aktuelle-themen/
https://www.stbk-hessen.de/aktuelles-berufsrecht/aktuelle-themen/
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/fm/Aktuell/?id=162095&processor=processor.sa.pressemitteilung
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/fm/Aktuell/?id=162095&processor=processor.sa.pressemitteilung
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/fm/Aktuell/?id=162095&processor=processor.sa.pressemitteilung
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/fm/Aktuell/?id=162095&processor=processor.sa.pressemitteilung
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/fm/Aktuell/?id=162095&processor=processor.sa.pressemitteilung
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/fm/Aktuell/?id=162095&processor=processor.sa.pressemitteilung
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Es wurde bis spätestens 31. August 2020 ein 
Kassenfachhändler, ein Kassenhersteller oder ein anderer 
Dienstleister im Kassenbereich mit dem fristgerechten 
Einbau einer TSE beauftragt und dieser hat schriftlich 
versichert, dass der Einbau einer TSE bis zum 30. 
September 2020 nicht möglich ist und zudem eine 
verbindliche Aussage vorliegt, bis wann das elektronische 
Aufzeichnungssystem mit einer TSE ausgestattet sein wird 

(spätestens bis zum 31. März 2021).  

Bei einem geplanten Einsatz einer cloudbasierten TSE 
müssen Unternehmen spätestens bis zum 31. August 2020 
den fristgerechten Einsatz beauftragt haben und durch 
geeignete Unterlagen dokumentieren können, dass die 
TSE mangels Verfügbarkeit bis zum 30. September 2020 
noch nicht eingesetzt werden konnten. Die 
Implementierung ist schnellstmöglich, spätestens bis zum 
31. März 2021 abzuschließen.  

Die vorgenannten Voraussetzungen sind durch eine 
entsprechende Dokumentation nachzuweisen, die der 
Verfahrensdokumentation zur Kassenführung beizufügen 
und für die Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist 
vorzuhalten und auf Verlangen vorzulegen ist. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://www.stbk-nieder-
sach-
sen.de/de/ihre_kam-
mer/aktuelle_meldun-
gen/informa-
tion_f%C3%BCr_unterne
hmen_die_ein_kassen-
system_einsetzen_er-
leichterungsregelung/ 
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Durch geeignete Unterlagen (z.B. Bestellnachweise) muss 
belegt werden, dass das Unternehmen bis spätestens 30. 
September 2020 die Umrüstung bzw. den Einbau einer 
TSE bei einem Kassenhersteller oder Dienstleister beauf-
tragt hat  

oder  

im Fall einer beabsichtigten cloudbasierten TSE die 
Nichtverfügbarkeit durch geeignete Dokumente des 
Kassenherstellers oder Dienstleisters (z.B. Zertifizierungs-
antrag, Mitteilungen BSI) nachgewiesen wird.  

Die Erfüllung der vorgenannten Voraussetzungen ist durch 
eine entsprechende Dokumentation nachzuweisen, die der 
Verfahrensdokumentation zur Kassenführung beizufügen 
und für die Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist 
vorzuhalten ist.  

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://www.stbk-
koeln.de/service-fuer-
mitglieder/berufsfachli-
che-informationen/steu-
errecht/sonstiges.html 

https://www.stbk-niedersachsen.de/de/ihre_kammer/aktuelle_meldungen/information_f%C3%BCr_unternehmen_die_ein_kassensystem_einsetzen_erleichterungsregelung/
https://www.stbk-niedersachsen.de/de/ihre_kammer/aktuelle_meldungen/information_f%C3%BCr_unternehmen_die_ein_kassensystem_einsetzen_erleichterungsregelung/
https://www.stbk-niedersachsen.de/de/ihre_kammer/aktuelle_meldungen/information_f%C3%BCr_unternehmen_die_ein_kassensystem_einsetzen_erleichterungsregelung/
https://www.stbk-niedersachsen.de/de/ihre_kammer/aktuelle_meldungen/information_f%C3%BCr_unternehmen_die_ein_kassensystem_einsetzen_erleichterungsregelung/
https://www.stbk-niedersachsen.de/de/ihre_kammer/aktuelle_meldungen/information_f%C3%BCr_unternehmen_die_ein_kassensystem_einsetzen_erleichterungsregelung/
https://www.stbk-niedersachsen.de/de/ihre_kammer/aktuelle_meldungen/information_f%C3%BCr_unternehmen_die_ein_kassensystem_einsetzen_erleichterungsregelung/
https://www.stbk-niedersachsen.de/de/ihre_kammer/aktuelle_meldungen/information_f%C3%BCr_unternehmen_die_ein_kassensystem_einsetzen_erleichterungsregelung/
https://www.stbk-niedersachsen.de/de/ihre_kammer/aktuelle_meldungen/information_f%C3%BCr_unternehmen_die_ein_kassensystem_einsetzen_erleichterungsregelung/
https://www.stbk-niedersachsen.de/de/ihre_kammer/aktuelle_meldungen/information_f%C3%BCr_unternehmen_die_ein_kassensystem_einsetzen_erleichterungsregelung/
https://www.stbk-koeln.de/service-fuer-mitglieder/berufsfachliche-informationen/steuerrecht/sonstiges.html
https://www.stbk-koeln.de/service-fuer-mitglieder/berufsfachliche-informationen/steuerrecht/sonstiges.html
https://www.stbk-koeln.de/service-fuer-mitglieder/berufsfachliche-informationen/steuerrecht/sonstiges.html
https://www.stbk-koeln.de/service-fuer-mitglieder/berufsfachliche-informationen/steuerrecht/sonstiges.html
https://www.stbk-koeln.de/service-fuer-mitglieder/berufsfachliche-informationen/steuerrecht/sonstiges.html
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Der Steuerpflichtige hat bis spätestens 31. August 2020 
einen Kassenfachhändler, einen Kassenhersteller oder 
einen anderen Dienstleister im Kassenbereich mit dem 
Einbau einer TSE verbindlich beauftragt und von diesem 
eine Bestätigung eingeholt, dass eine Implementierung bis 
zum 30. September 2020 nicht möglich ist. 

Der Steuerpflichtige hat den Einbau einer cloudbasierten 
TSE vorgesehen. 

Die Unternehmer müssen ihr örtliches Finanzamt 
informieren, wenn ihre elektronische Registrierkasse nicht 
bis zum 30. September 2020 mit einer TSE ausgerüstet 
werden kann. Die Bekanntgabe des Verfahrens zur 
Meldung gegenüber den örtlich zuständigen Finanzämtern 
sowie die Bereitstellung eines Vordrucks erfolgt in Kürze 
auf der Homepage des Landesamts für Steuern www.lfst-
rlp.de (Stand 22.Juli 2020). 

https://www.lfst-
rlp.de/service/presse/ak-
tuelles/detail/mehr-zeit-
fuer-die-umstellung-von-
kassensystemen-in-
rheinland-pfalz 
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Es wurde bis spätestens 30. September 2020 ein 
Kassenfachhändler, Kassenhersteller oder anderer 
Dienstleister im Kassenbereich mit dem Einbau einer TSE 
beauftragt. 

Der Dienstleister hat schriftlcih versichert, dass der Einbau 
einer TSE bis zum 30. September 2020 nicht möglich ist.  

Bei geplantem Einsatz  einer cloudbasierten TSE wurde 
der Einbau bis zum 30. September 2020 beauftragt und es 
kann durch geeignete Unterlagen dokumentiert werden, 
dass die TSE mangels Verfügbarkeit bis zum  
30. September 2020 noch nicht eingesetzt wedren konnte. 

Die Unterlagen (Bestellung der TSE und Bestätigung des 
Dienstleisters) sind zur Verfahrensdokumentation der 
Kassenführung beizufügen und aufzubewahren und auf 
Verlangen vorzulegen. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://www.saar-
land.de/mfe/DE/aktuel-
les/aktuelle-meldun-
gen/medi-
eninfo/2020/pm_2020-
07-21-TSE.html 

 

http://www.lfst-rlp.de/
http://www.lfst-rlp.de/
https://www.lfst-rlp.de/service/presse/aktuelles/detail/mehr-zeit-fuer-die-umstellung-von-kassensystemen-in-rheinland-pfalz
https://www.lfst-rlp.de/service/presse/aktuelles/detail/mehr-zeit-fuer-die-umstellung-von-kassensystemen-in-rheinland-pfalz
https://www.lfst-rlp.de/service/presse/aktuelles/detail/mehr-zeit-fuer-die-umstellung-von-kassensystemen-in-rheinland-pfalz
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https://www.saarland.de/mfe/DE/aktuelles/aktuelle-meldungen/medieninfo/2020/pm_2020-07-21-TSE.html
https://www.saarland.de/mfe/DE/aktuelles/aktuelle-meldungen/medieninfo/2020/pm_2020-07-21-TSE.html
https://www.saarland.de/mfe/DE/aktuelles/aktuelle-meldungen/medieninfo/2020/pm_2020-07-21-TSE.html
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https://www.saarland.de/mfe/DE/aktuelles/aktuelle-meldungen/medieninfo/2020/pm_2020-07-21-TSE.html
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Der Einbau einer TSE wurde bis zum 31. August 2020 
nachweislich in Auftrag gegeben. 

Bei geplantem Einsatz einer cloudbasierten TSE ist diese 
nachweislich noch nicht verfügbar. 

Die Nachweise zur Beauftragung bzw. mangelnden 
Verfügbarkeit sind im Rahmen der allgemeinen Aufbe-
wahrungsfristen aufzubewahren und auf Verlangen 
vorzulegen. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://www.medienser-
vice.sachsen.de/me-
dien/news/238805 

S
a

c
h

s
e

n
-A

n
h

a
lt

 

Es wurde bis spätestens 30. September 2020 ein 
Kassenfachhändler, Kassenhersteller oder ein anderer 
Dienstleister im Kassenbereich mit dem fristgerechten 
Einbau einer TSE nachweislich beautragt. 

Bei geplantem Einsatz einer cloudbasierten TSE wurde bis 
spätestens zum 30. September 2020 der fristgerechte 
Einsatz nachweislich beauftragt.  

Die Nachweise sind mit der Verfahrensdokumentation zur 
Kassenführung nach den allgemeinen Aufbewah-
rungsfristen aufzubewahren und auf Verlangen vorzu-
legen. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://www.stbk-sach-
sen-an-
halt.de/2020/07/20/steu-
erberaterkammer-er-
reicht-tse-uebergangsre-
gelung/ 
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Es wurde bis spätestens 30. September 2020 ein 
Kassenfachhändler, Kassenhersteller oder ein anderer 
Dienstleister im Kassenbereich mit dem fristgerechten 
Einbau einer TSE nachweislich beaftragt. 

Bei einem geplanten Einsatz einer cloudbasierten TSE 
wurde bis spätestens 30. September 2020 der 
fristgerechte Einsatz nachweislich beauftragt.  

Die Nachweise sind mit der Verfahrensdokumentation zur 
Kassenführung nach den allgemeinen Aufbewahrungs-
fristen aufzubewahren und auf Verlangen vorzulegen. 

Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

https://www.schleswig-
holstein.de/DE/Fachin-
halte/K/kassensiche-
rungssysteme/verla-
engerung_tse.html 

https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/238805
https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/238805
https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/238805
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https://www.stbk-sachsen-anhalt.de/2020/07/20/steuerberaterkammer-erreicht-tse-uebergangsregelung/
https://www.stbk-sachsen-anhalt.de/2020/07/20/steuerberaterkammer-erreicht-tse-uebergangsregelung/
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kassensicherungssysteme/verlaengerung_tse.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kassensicherungssysteme/verlaengerung_tse.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kassensicherungssysteme/verlaengerung_tse.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kassensicherungssysteme/verlaengerung_tse.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kassensicherungssysteme/verlaengerung_tse.html
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Der Steuerpflichtige hat die erforderliche Anzahl an TSE 
bis spätestens zum 30. September 2020 bei einem 
Kassenfachhändler, einem Kassenhersteller oder einem 
anderen Dienstleister im Kassenbereich verbindlich 
bestellt oder den fristgerechten Einbau der TSE verbindlich 
beauftragt. 

oder 

Der Steuerpflichtige hat den Einbau einer cloudbasierten 
TSE vorgesehen. 

Die Dokumentation sowie die erforderlichen Nachweise 
sind der Verfahrensdokumentation zur Kassenführung 
beizufügen und sind für die Dauer der gesetzlichen 
Aufbewahrungsfrist aufbewahren und auf Verlangen 
vorzulegen. 

Ein gesonderter Antrag ist dafür nicht erforderlich, das 
Vorliegen der Voraussetzungen ist lediglich gegenüber 
dem Finanzamt zu erklären. Das kann formlos geschehen 
oder mithilfe eines Vordrucks, der auf der Internetseite des 
Thüringer Finanzministeriums heruntergeladen werden 
kann. 

https://finanzen.thuerin-
gen.de/aktuelles/medi-
eninfo/detailseite/finanz-
ministerin-heike-taubert-
mehr-zeit-fuer-die-um-
ruestung-auf-betrugssi-
chere-registrierkassen-
ver/ 
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